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1 Management Summary 

 

Wir stehen mitten in einem Wandlungsprozess, der die Art und Weise, wie wir zukünftig arbeiten, 
lernen und leben, entscheidend beeinflussen wird. Die vernetzte Welt ist für alle zur Realität gewor-
den. Es entsteht ein Wettstreit, wer die neuen Möglichkeiten am besten für sich nutzen kann. So 
werden die Prosperität und Wettbewerbsfähigkeit eines Landes bzw. eines Kantons, seiner Wirt-
schaft und seiner Institutionen massgeblich davon abhängen, wie rasch und in welcher Weise die so 
genannten neuen Informations- und Kommunikationstechnologien (NIKT) eingesetzt werden. 

Der vorliegende Bericht zeigt auf, wie die NIKT im Kanton Graubünden optimal genutzt und geför-
dert werden können. Dabei wird die Methode des Systems Engineerings der ETH Zürich eingesetzt 
und der Kanton als System bestehend aus vier Teilsystemen (Bevölkerung/Haushalte, Wirt-
schaft/Unternehmen, Bildungssystem/Bildung, Politik/Verwaltung) modelliert, das in die regulatori-
sche und technologische Sphäre eingebettet ist.  

Schwerpunkt des Berichtes bildet die Formulierung einer NIKT-Gesamtstrategie, die die Stossrich-
tungen des NIKT-Einsatzes im Kanton Graubünden aufzeigt. Unter Berücksichtigung der drei struk-
turpolitischen Instrumente (Förderung der Infrastruktur, Förderung der Aus- und Weiterbildung, kom-
petente Beratung) werden für alle vier Teilsysteme Ziele formuliert (Z1 - Z16) und Strategien (S1 - 
S11) aufgezeigt, wie die Ziele erreicht werden können. Mit 19 konkreten Massnahmen werden Vor-
schläge gemacht, wie die Gesamtstrategie umgesetzt werden kann.    

Der Kanton hat bereits einige NIKT-Förderaktivitäten lanciert. Der grösste Handlungsbedarf besteht 
noch:  

·  im NIKT-Einsatz an den Volksschulen 

·  im Ausbau einer bedürfnisgerechten NIKT-Infrastruktur für Haushalte und Unternehmen 

·  im Ausbau eines NIKT-Beratungszentrums  

·  in der Neuansiedlung von NIKT-Unternehmen 

·  in der Konzeption einer NIKT-unterstützten Verwaltung 

 

Durch die Bündelung und gegenseitige Abstimmung der Förderaktivitäten wird eine optimale Wir-
kung erzielt, nämlich Graubünden als attraktiven und selbständig handlungsfähigen Wirtschafts- und 
Lebensraum weiterzuentwickeln. 
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2 Einleitung und Auftrag 

2.1 Ziele der Regierung 

In der Botschaft der Regierung an den Grossen Rat [Regi00, S.21] steht: 

"Einen entscheidenden Einfluss auf die Produktivität, die Wertschöpfung und die Qualität der geleis-
teten Arbeit werden der Einsatz und die Weiterentwicklung neuer Informations- und Kommunikati-
ons-Technologien haben." 

Die Regierung hält ausserdem fest [Regi00, S. 56]: 

"Das Angebot an Telekommunikationsdienstleistungen ist in den letzten Jahren zu einem zentralen 
Standortfaktor geworden. Neue Informations- und Kommunikationstechnologien sind bestimmend 
für die künftige Entwicklung der Wirtschaft. So wird die Prosperität von Berg- und Randregionen 
massgeblich davon abhängen, wie rasch sich der wirtschaftliche Stukturwandel zur Informationsge-
sellschaft bewerkstelligen lässt. Für Graubünden geht es darum, den Anschluss an den 'Telekom-
munikations-Highway' zu schaffen. Aufgabe des Kanton ist es, ein optimales Umfeld für die verstärk-
te Nutzung neuer Informations- und Kommunikationstechnologien zu bieten." 

Massnahmen des Regierungsprogramms [Regi00, S.56]: 

·  Entwicklung und Umsetzung einer Gesamtstrategie für  die aktive Förderung neuer Infor-
mations- und Kommunikationstechnologien 1 im Kanton. 

·  Einbindung der Tele-Rätia AG und der NetCom Graubün den AG in diese Strategie.  

 

Die HTW Chur hat vom DIV (Departement des Innern und der Volkswirtschaft) den Auftrag erhalten, 
eine solche Gesamtstrategie NIKT für den Kanton Graubünden zu entwickeln. Das Institut für Infor-
mations- und Kommunikationstechnologie (IKT) mit dem Telecomlabor hat in enger Zusammenar-
beit mit dem KMU-Zentrum diesen Auftrag bearbeitet. Zu diesem Zweck wurde eine Arbeitsgruppe 
eingesetzt, die sich aus folgenden Personen zusammensetzte: 

·  Dr. Bruno Studer, Professor für Telekommunikation und Informatik, Telecomlabor 

·  Bruno Wenk, Professor für Multimedia-Kommunikationssysteme, IKT 

·  Josef Walker, Professor für Entrepreneurship, KMU-Zentrum 

 

2.2 Wirtschaftsleitbild Graubünden 

Das Wirtschaftsleitbild Graubünden [DIV98], das vom DIV und dem Wirtschaftsforum Graubünden in 
enger Zusammenarbeit mit Vertretern der Bündner Wirtschaft verfasst worden ist, gilt als überge-
ordnetes Hauptziel, um zu erreichen, dass der Kanton Graubünden als attraktiver und selbständig 
handlungsfähiger Wirtschafts- und Lebensraum bestehen kann. Dazu gehört ein zweckmässiger 
Einsatz von NIKT. 

Im Wirtschaftsleitbild sind die folgenden Ziele formuliert: 

·  Eine leistungsfähige, bedürfnisgerechte und finanziell tragbare Telekommunikationsinfrastruktur 
bereitstellen 

·  Eine moderne, fortschrittliche Verwaltung (digitale Verwaltung) bereitstellen 

·  Haushalte und Wirtschaft bei der Einführung und Anwendung von Informations- und Kommuni-
kationstechnologien unterstützen 

 

                                                
1 Für den Begriff Neue Informations- und Kommunikationstechnologien wird im Folgenden die etablierte Abkürzung NIKT verwendet. 
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·  Graubünden zu einem Vorort in der schweizerischen Telekommunikationsausbildung machen 
und das diesbezügliche Fachwissen zu einem wesentlichen Teil im Kanton nutzen (Erhalt und 
Ausbau des "Kompetenzzentrums" Telecomlabor an der HTW Chur) 

 

Deshalb sollen die folgenden Stossrichtungen eingeschlagen werden: 

·  Telekommunikationsinfrastruktur bedarfsgerecht weiterentwickeln. 

·  Informations- und Wissenstransfer verstärken. 

·  Stellenwert der Telekommunikation in der Aus- und Weiterbildung erhöhen. 

·  Möglichkeiten der Telekommunikation in anderen Branchen/Bereichen besser ausschöpfen. 

 

2.3 Auftragsanalyse 

Die Ziele der Regierung und die Ziele des Wirtschaftsleitbildes bilden die Grundlage für den vorlie-
genden Bericht. Es geht im Folgenden darum, eine Gesamtstrategie für die aktive Förderung von 
NIKT zu entwickeln. 

Die Gesamtstrategie ist als eine Art Leitplanke zu verstehen, die die Stossrichtungen vorzeichnet 
und zugleich Raum offen lässt, um auf überraschende Veränderungen in der Umwelt reagieren zu 
können. 

Das Schwergewicht soll (gemäss Auftrag des DIVs) auf der Strategieformulierung  und konkreten 
Massnahmen  zur Strategieumsetzung liegen. 

Die Strategieformulierung umfasst die Teilprozesse der Problemidentifikation und der Lösungsgene-
se [Rabl90]. Die Zerlegung des Problembegriffs als Abweichung zwischen angestrebtem Sollzu-
stand (Ziel) und gegenwärtigem bzw. künftigem Istzustand führt zu einer weiteren Differenzierung. 

 

2.4 Vorgehen/Methode 

Für die Strategieentwicklung wird die Methode des Systems Engineerings [Züst99] verwendet. Sys-
tems Engineering wurde an der ETH Zürich entwickelt und hat sich seit mehreren Jahren in der Pra-
xis bewährt. Systems Engineering kann als eine auf bestimmten Denkmodellen und Grundprinzipien 
beruhende Wegleitung zur zweckmässigen und zielgerichteten Lösung sozio-technischer Probleme 
bezeichnet werden. Im Zentrum stehen dabei die systemorientierte Betrachtungsweise und der so 
genannte Problemlösungszyklus, der aus den folgenden Teilschritten besteht: 

·  Situationsanalyse 

·  Zielformulierung 

·  Lösungssuche (Konzeptsynthese, - analyse) 

·  Auswahl (Beurteilung/Auswahl) 

 

Dabei soll unter bestmöglicher Ausnützung der verfügbaren Mittel und unter Einbezug der relevan-
ten Rahmenbedingungen das anvisierte Ziel (= Lösung des Problems) erreicht werden. Systems 
Engineering ist ein Rahmenwerk, das für jeden konkreten Fall interpretiert und aufgabenspezifisch 
eingesetzt werden soll. 
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Für den Fall der NIKT-Gesamtstrategie-Entwicklung werden die folgenden Schritte verwendet: 

·  Systembildung 

·  Situationsanalyse 

·  SWOT-Analyse 

·  Zielformulierung/Strategien (Lösungssuche) 

·  Strategieumsetzung/Massnahmen 
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3 Situationsanalyse 

3.1 Systembildung 

In einem ersten Schritt des Systems Engineerings muss das zu untersuchende System modelliert 
werden. Abbildung 1 zeigt das für diesen Bericht modellierte System. 

Die relevanten Akteure des Systems (Teilsysteme) in einem Kanton sind: 

·  Bevölkerung/Haushalte  

·  Wirtschaft/Unternehmen 

·  Bildung/Bildungssystem  

·  Politik/Verwaltung  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abbildung 1: Systembildung für die NIKT-Strategie 

 

Diese Teilsysteme nutzen NIKT oder bieten NIKT an und sind unmittelbar von der NIKT-Strategie 
betroffen. Die Teilsysteme sind im wesentlichen eingebettet in die technologische und regulatori-
sche Sphäre. Die Sphären bilden die Rahmenbedingungen in Form der heute und in absehbarer 
Zeit zur Verfügung stehenden Technologien sowie der gegenwärtigen und in absehbarer Zeit vor-
handenen rechtlichen Situation. Eine Stärken/Schwächen-Analyse am Schluss der Situationsanaly-
se bezieht sich auf das System. 
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Zum Umsystem gehören die anderen Kantone, der Bund sowie das Ausland. Aus der künftigen 
Entwicklung des Umsystems leiten sich die Chancen/Gefahren ab. 

Die Stärken/Schwächen-Analyse und die Chancen/Gefahren-Analyse bilden zusammen den Ab-
schluss der Situationsanalyse. Dieser Teil des Systems Engineering heisst auch SWOT-Analyse2 
(vgl. 3.8). 

Im Rahmen der Umsetzung der Strategie für eine Informationsgesellschaft des Bundesrates hat das 
Bundesamt für Statistik (BfS) ein Indikatorensystem zur Beschreibung der Informationsgesellschaft 
in der Schweiz aufgebaut. Dieses Indikatorensystem beschreibt den Bestand an neuen Informati-
ons- und Kommunikationstechnologien, diesbezügliche Investitionen und die Nutzung von NIKT 
[BfS02]. Das Indikatorensystem ist in die gleichen vier Teilsysteme gegliedert wie das in Abbildung 1 
modellierte System. Das Indikatorensystem vergleicht die Nutzung von NIKT in der Schweiz mit an-
deren Ländern. Höchst aufschlussreich wären die Daten auf kantonaler Ebene. Leider stehen beim 
BfS aber solche kantonalen Indikatoren nicht zur Verfügung. 

 

3.2 Regulierung (regulatorische Sphäre) 

Die wesentlichen Gesetze für die NIKT sind das Fernmeldegesetz (FMG) und das Radio- und Fern-
sehgesetz (RTVG). Grob vereinfacht lässt sich festhalten: Die Regulierung von Radio und Fernse-
hen widmet sich primär den kommunizierten Inhalten, während die Regulierung des Fernmeldewe-
sens (Telekommunikationswesens) in erster Linie die technischen Transportmittel (Grundversor-
gung, störungsfreier Fernmeldeverkehr, wirksamer Wettbewerb) betrifft. Den grundlegend unter-
schiedlichen Ansatz der beiden Regulierungsbereiche illustrieren die Vorschriften in der Bundesver-
fassung (Art. 92 Post- und Fernmeldewesen, Art. 93 Radio und Fernsehen). 

Zudem sind für eine NIKT-Strategie das Bundesgesetz über die elektronische Signatur (BGES) und 
das Bundesgesetz über die Förderung der Nutzung von IKT an Schulen von Bedeutung. 

 

3.2.1 Fernmeldegesetz (FMG) 

Das FMG bezweckt, dass der Bevölkerung und der Wirtschaft vielfältige, preiswerte, qualitativ hoch-
stehende sowie national und international konkurrenzfähige Fernmeldedienste angeboten werden 
(FMG Art. 1). Art. 14-21 regeln die so genannte Grundversorgung. Die Grundversorgung garantiert 
allen Bevölkerungskreisen ein Mindestangebot an Fernmeldediensten. In der Schweiz haben alle 
Einwohner/innen Anspruch auf einen Telefonanschluss, über den sie telefonieren, Faxe senden und 
empfangen oder sich mit dem Internet verbinden können. Die Grundversorgung stellt zudem sicher, 
dass in jeder Gemeinde mindestens 1 öffentliche Telefonkabine zur Verfügung steht. 

Im Oktober 2001 hat der Bundesrat den Inhalt der Grundversorgung angepasst. Die Konsumentin-
nen und Konsumenten haben neu die Möglichkeit, sowohl einen analogen Anschluss für Fr. 23.45 
monatlich ohne MwSt (unverändert) als auch einen digitalen (ISDN-) Anschluss für monatlich  Fr. 
40.-- (ohne MwSt) zu erhalten. ISDN gehört deshalb ab 1.1.2003 zur Grundversorgung! 

Die Details zur Grundversorgung sind in der Verordnung über Fernmeldedienste (FDV) geregelt. 

 

 

 

 

 

                                                
2 SWOT: Strenghts, Weaknesses, Opportunities, Threats 
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3.2.2 Radio- und Fernsehgesetz (RTVG) 

Das gegenwärtig gültige RTVG vom Juni 1991 wird revidiert. Der Entwurf des neuen RTVG liegt vor. 
Im Dezember 2000 schickte der Bundesrat den Entwurf für ein total revidiertes RTVG in die Ver-
nehmlassung. Oberstes Anliegen des Entwurfs ist es, ein eigenständiges Fernseh- und Radioange-
bot zu sichern. Dazu ist es notwendig, einen öffentlichen Veranstalter zu etablieren, der über die nö-
tige Stärke und die ausreichenden Mittel verfügt, um sich gegen die Konkurrenz der ausländischen 
Programme behaupten zu können. Durch eine gezielte Konzentration des Leistungsauftrages und 
der Gebühren auf die SRG soll ein Service public im Sinne der Verfassung gewährleistet werden, 
der für alle Sprachregionen gleichwertige Programme anbietet, inhaltlich umfassend ist und geogra-
phisch flächendeckend empfangen werden kann. In jedem Staat spielt der Rundfunk eine wichtige 
Rolle für die Wahrung und Förderung der kulturellen Vielfalt, für das soziale Leben und die politische 
Debatte.  

Art. 37-51 des neuen RTVG regeln die Verbreitung und Aufbereitung von Programmen. Als Grund-
satz gilt, dass sich die fernmeldetechnische Uebertragung nach dem FMG richtet. 

Im Januar 2002 diskutierte der Bundesrat die wichtigsten Fragen rund um die Revision des RTVG 
und legte die Stossrichtung für die Erarbeitung der Botschaft fest. Insbesondere sprach sich der 
Bundesrat dafür aus, neben Lokalradios künftig auch Regionalfernsehen aus den Empfangsgebüh-
ren zu unterstützen. Mit der Unterstützung von Regionalfernsehprogrammen lassen sich nach Mei-
nung des Bundesrates auch in den Regionen wertvolle publizistische Leistungen dauerhaft sichern. 
Dies ist auch wichtig, weil sich der Leistungsauftrag der SRG in erster Linie auf die nationale und 
sprachregionale Ebene konzentrieren soll. Der Bundesrat legt jedoch Wert darauf, dass das Gebüh-
rensplitting für das Regionalfernsehen effizient und zielorientiert ausgerichtet wird. Der Bundesrat 
beabsichtigt, die Botschaft für das neue RTVG nach den Sommerferien 2002 zu Handen der Eidge-
nössischen Räte zu verabschieden. Das revidierte Gesetz wird voraussichtlich im Jahr 2004 in Kraft 
treten. 

Zusammenfassend kann festgehalten werden: Das FMG regelt die Uebermittlung von Nachrichten 
zwischen einzelnen Teilnehmern (Individualkommunikation), während das RTVG an die Allgemein-
heit gerichtete Informationen erfasst (Massenkommunikation).  

Beide Gesetze garantieren flächendeckend in der ganzen Schweiz gewisse Mindestangebote: 

·  im FMG durch die Grundversorgung 

·  im RTVG durch den Service public 

 

3.2.3 Bundesgesetz über die elektronische Signatur (BGES) 

Die elektronische Signatur soll der eigenhändigen Unterschrift gleichgestellt werden. Damit können 
Verträge in Zukunft auch auf elektronischem Weg geschlossen werden. Der Bundesrat hat im Janu-
ar 2001 die Entwürfe zum Bundesgesetz über die elektronische Signatur und zum Bundesgesetz 
über den elektronischen Geschäftsverkehr in die Vernehmlassung geschickt. 

Mit der elektronischen Signatur steht heute ein technisches Verfahren zur Verfügung, womit die 
Herkunft eines elektronischen Dokuments (Authentizität) bestimmt werden kann. Gleichzeitig kann 
überprüft werden, ob das Dokument unverändert geblieben ist (Integrität). Doch gemäss Obligatio-
nenrecht müssen Verträge, für die das Gesetz die Schriftform vorschreibt, zwingend eigenhändig 
unterschrieben werden.  
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Da der Geschäfts- und der Behördenverkehr zunehmend auf elektronischem Weg abgewickelt wird, 
will der Bundesrat das Recht der technischen Entwicklung anpassen. Das BGES soll die am 1. Mai 
2000 in Kraft getretene Verordnung über Dienste der elektronischen Zertifizierung ablösen. Diese 
Verordnung hat die Grundlage für die freiwillige Anerkennung der Anbieterinnen von Zertifizierungs-
dienstleistungen geschaffen. Als Zertifizierungsdienstleistung gilt die Generierung privater Schlüssel 
und die Verwaltung allgemein zugänglicher öffentlicher Schlüssel (Zertifikate). Die Kombination des 
öffentlichen und privaten Schlüssels ermöglicht es, den Absender eines elektronisch signierten Do-
kuments zu identifizieren. Zudem kann festgestellt werden, ob das Dokument seit der elektronischen 
Signierung verändert worden ist. Ein gemäss Zertifizierungsdiensteverordnung signiertes Dokument 
erfüllt aber nicht die Anforderungen, die das Obligationenrecht an die Schriftform stellt.  

Mit der Revision des Obligationenrechts soll künftig die elektronische Signatur der eigenhändigen 
Unterschrift gleichgestellt werden, wenn die elektronische Signatur auf dem Zertifikat einer aner-
kannten Anbieterin von Zertifizierungsdiensten beruht. Damit können Verträge, für die bisher die 
traditionelle Schriftform nötig war, künftig auch auf elektronischem Weg geschlossen werden. 

Ueber das Signaturgesetz werden die beiden Kammern voraussichtlich in der Herbstsession debat-
tieren, so dass das Gesetz frühestens 2003 in Kraft treten kann. Von der Gleichsetzung der elektro-
nischen Signatur mit der eigenhändigen Unterschrift erhofft sich der Bundesrat, den elektronischen 
Geschäftsverkehr und E-Government ankurbeln zu können. 

 

3.2.4 Bundesgesetz über die Förderung der Nutzung v on IKT in den Schulen 

Das Bundesgesetz vom 14. Dezember 2001 hat zum Ziel, die pädagogisch und didaktisch sinnvolle 
Nutzung von Informations- und Kommunikationstechnologien in den (Volks-) Schulen zu fördern, in-
dem im Rahmen der bewilligten Kredite (100 Mio. Fr.) befristete Massnahmen unterstützt werden. 
Der Bund arbeitet dazu eng mit den Kantonen, Berufsverbänden, Vertretern des Bildungswesens 
und interessierten Kreisen der Wirtschaft zusammen. 

 

 

3.3 Technologien (technologische Sphäre) 

Die historisch und auch technologisch bedingt getrennte Entwicklung von Fest- und Mobilfunknet-
zen, dem Internet sowie der Radio- und Fernsehverteilnetze hat für den Kunden bezüglich der 
Dienste-Integration Auswirkungen sowohl hinsichtlich der Anwendungen als auch der benötigten 
Endgeräte.  

Zwar zeichnet sich klar ein Trend zur Konvergenz der Informations-, Kommunikations- und Medien-
infrastruktur ab [Stud00], d.h. die bis anhin getrennten Netze wachsen mehr und mehr zusammen. 
Als Vision kann man sich eine "Informationssteckdose" vorstellen, an der man sämtliche Endgeräte 
(z.B. Fernseher, Telefon, PC) anschliessen kann. Bis diese Vision vollumfänglich umgesetzt ist, 
dürfte es allerdings noch Jahre gehen. Das bedeutet, dass es heute noch keine universelle NIKT-
Technologie gibt, die alle Bedürfnisse abdeckt. Für die nächsten paar Jahre ist es nach wie vor 
sinnvoll, eine Unterteilung vorzunehmen, wie sie in der Abbildung 2 dargestellt ist. 

Wesentlich ist dabei die Unterteilung in Dienste (Entertainment, Telecommunications, Information) 
und Netze (Fixed Network, Mobile Network, CATV Network, Broadcast Network). Die Netze werden 
wiederum in Core Networks (Backbones) und Access Networks eingeteilt. Ein Dienst wie z.B. das 
Telefonieren kann sowohl über das Fest-, das Mobilfunk-, das Satelliten- und teilweise über das 
CATV-Netz abgewickelt werden. Der Anwender ist primär an den Diensten interessiert. Die Netze 
bilden aber gleichsam die Infrastrukturbasis für die Dienste. 
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Abbildung 2: Dienste und Netze  [Quelle: Sun Microsystems] 

 

 

3.3.1 Festnetze 

POTS (Plain Old Telephone System) 

Als POTS wird das klassische Telefonsystem bezeichnet. Es eignet sich vor allem für die Sprach-
kommunikation (Telefonieren) und für eine Datenkommunikation (Fax, Internetzugang) mit relativ 
geringen Bandbreiten (im Bereich 33-56 kbit/s). Ein POTS-Anschluss gehört seit je zum Grundver-
sorgungsangebot. 

POTS ist eine Basistechnologie. 

 

ISDN (Integrated Services Digital Network) 

Mit einem ISDN-Anschluss stehen dem Teilnehmer 144 kbit/s (2 x 64 kbit/s und 16 kbit/s) zur Verfü-
gung. Damit können gleichzeitig telefoniert und im Internet mit 64 kbit/s gesurft werden. Es ist auch 
möglich, die beiden B-Kanäle zu bündeln und einen Internetzugang mit 128 kbit/s zu schaffen. Neu 
gehört ISDN ab 1.1.2003 zum Grundversorgungsangebot. 

ISDN ist eine Basistechnologie. 
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ADSL (Asymmetric Digital Subscriber Line) 

Eine ADSL-Verbindung wird mit zwei Modems auf einer herkömmlichen Telefonleitung (Kupfer-
Doppelader) realisiert. Ein Modem steht beim Endanwender, das andere beim Netzbetreiber in der 
Vermittlungsstelle. Hinter ADSL verbirgt sich ein Verfahren, das Daten bis maximal 8 Mbit/s über 
das normale Kupferkabel versendet. In der heutigen Praxis werden Datenraten bis 2 Mbit/s angebo-
ten. Diese Geschwindigkeit ist allerdings nur im Downstream (von der Anschlusszentrale zum End-
gerät) möglich. Im Upstream (vom Endgerät zur Anschlusszentrale) werden immerhin maximal 768 
kbit/s übertragen, was dem sechsfachen von zwei gebündelten ISDN Kanälen (128 kbit/s) ent-
spricht. Zusätzlich kann man mit ADSL nebst der Datenkommunikation gleichzeitig noch telefonie-
ren [LaBe00].  

Die maximale Übertragungsrate hängt von der zu überbrückenden Entfernung und von der Lei-
tungsqualität ab (Querschnitt, Widerstand, Dämpfung). Einsetzbar ist ADSL bei allen Anwendungen, 
wo die Datenmenge vom Server zum Client grösser ist als vom Client zum Server. Typische 
Einsatzgebiete sind demnach Internet- und Intranet-Anbindungen. 

Neben schnellen Internet-Zugängen können Netzbetreiber damit für ein breites Publikum auch neue 
Dienste einführen, die grosse Übertragungsbandbreite verlangen - beispielsweise Videofilme oder 
Musik (in CD-Qualität) auf Abruf (VoD – Video on Demand).  

ADSL gehört zur Familie der xDSL-Technologien. Ein neuer Standard dieser Familie, das so ge-
nannte VDSL (Very High Speed Digital Subsrciber Line) wird es ermöglichen, Datenraten bis zu 50 
Mbit/s über Kupferleitungen zu übertragen [Inde02]. 

ADSL ist eine Schlüsseltechnologie vor allem für den schnellen Internetzugang!   

 

PLC (Powerline Communications) 

Powerline Communications hat den gleichen Ansatz wie ADSL. Es soll eine bestehende Infrastruk-
tur benutzt werden. In diesem Fall das Stromnetz, das beinahe überall verfügbar ist. Als Provider 
kommen in erster Linie die Elektrizitätswerke (direkt oder mit Partnern) in Frage. Hinsichtlich der 
Anwendung der PLC-Technologie in der Schweiz waren die Jahre 2000 und 2001 durch eine Ver-
suchsphase gekennzeichnet. Sie sollte den Betreiberinnen dieser Tests zu Abklärungen dienen wie 
beispielsweise die technische Durchführbarkeit und Akzeptanz für die Erbringung verschiedener, vor 
allem aber breitbandiger Telekommunikationsdienste mittels PLC. Dazu hat das BAKOM Versuchs-
bewilligungen erteilt, die u.a. zeitliche Begrenzungen wie auch den jeweiligen Testumfang betref-
fende Beschränkungen auferlegen. 

PLC ist eine Zugangstechnologie, die von der Idee her für ländliche Gebiete geeignet wäre (wie 
ADSL), da die Grundinfrastruktur schon vorhanden ist. Da aber die Technologie noch in der An-
fangsphase steckt, ist die Einführung von PLC in grossem Stil noch ungewiss. Ausserdem sind die 
Normierungsarbeiten in den relevanten europäischen Gremien noch nicht abgeschlossen.  Da 
ADSL und CATV bis zur Einführung von PLC sich im Markt etabliert haben dürften, ist es fraglich, 
ob die Einführung einer dritten Technologie erfolgversprechend sein wird. 

Die Zukunft von PLC ist sehr ungewiss. PLC könnte sich zu einer Schlüsseltechnologie entwickeln.    

 

3.3.2 Mobilfunknetze 

GSM (Global System für Mobile Communications) 

GSM ist die Basis für die heutigen Mobilfunknetze. Ursprünglich konzipiert für Sprachkommunika-
tion, ermöglicht das GSM auch eine Datenkommunikation mit einer Bitrate von 9,6 kbit/s. In der 
Schweiz gibt es drei Anbieter von GSM-Netzen: Swisscom Mobile, Sunrise, Orange. Die Abdeckung 
in den besiedelten Gebieten und vor allem entlang der Verkehrsachsen ist gut. 
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GPRS (General Packet Radio Service) ist eine neue Mobilfunktechnologie, die eine schnellere Da-
tenübertragung im GSM-Netz ermöglicht. Für die Dauer der Verbindung zwischen Mobiltelefon und 
Basisstation wird nicht ein Kanal belegt, sondern die Daten werden in Pakete verpackt, die je nach 
Bedarf und Kapazität an den Empfänger geschickt werden. Beim Empfänger werden diese Daten-
pakete wieder zusammengesetzt. Bei GPRS werden deshalb keine zeit- sondern datenvolumenab-
hängige Gebühren berechnet. GPRS ermöglicht eine mobile Internet-Nutzung mit einer maximal 
möglichen Bruttodatenrate von 171 kbit/s. 

GSM ist eine Basistechnologie. 

 

UMTS (Universal Mobile Telecommunications System) 

Gegenüber GSM zeichnet sich UMTS vor allem durch eine höhere Bandbreite und Kapazität aus. 
Infolgedessen soll mittels UMTS über die Funkschnittstelle erstmals tatsächlich die gleichzeitige 
Übertragung von verschiedenen Multimedia-Anwendungen (z.B. Bildtelefonie; Fax) mit einer akzep-
tablen Geschwindigkeit möglich sein. UMTS erlaubt aufgrund der CDMA-Technologie eine Band-
breite von bis zu 2 Mbit/s. Dadurch kann die effiziente UMTS-Technologie pro Megahertz Bandbrei-
te bis zu viermal mehr Informationen übertragen als GSM. 

Ein UMTS-Netz wird flexibel aufgebaut sein. Je nach Bedarf, d.h. dem jeweiligen Datenaufkommen, 
werden Kleinstzellen den Häuserblock, mittelgrosse Zellen das jeweilige Einzugsgebiet und der Sa-
tellit den entsprechenden Kontinent abdecken. UMTS bedingt, dass neue Antennen auf bestehende 
GSM-Antennenmaste und auch neue Antennenmaste installiert werden. 

Zu beachten ist, dass UMTS in einem neuen Frequenzbereich betrieben wird. Das heisst, dass der 
jeweilige Nutzer endsprechende Endgeräte benötigt. Auch für Verwender von Palms und Notebooks 
wird der UMTS-Standard von Interesse sein, ebenso für Hersteller von herkömmlichen Autoradios. 

Da die UMTS-Netze nicht von Anfang an flächendeckend betrieben werden können, sind kombinier-
te UMTS/GSM-Geräte erforderlich. Durch die angestrebte universelle Luftschnittstelle (UTRA= 
UMTS Terrestrial Radio Access) soll somit das Roaming zwischen den bestehenden GSM- und den 
neuen UMTS-Netzen gewährleistet sein. Dadurch wird stets ein problemloser Übergang in die Netze 
eines anderen Funknetzbetreibers möglich sein.  Da von den Netzbetreibern (ausserhalb der 
Schweiz) sehr viel Geld für die UMTS-Lizenzen bezahlt worden ist, ist es fraglich, ob UMTS auch 
ein kommerzieller Erfolg wird. 

UMTS ist eine Schlüsseltechnologie vor allem für dicht besiedelte Gebiete. 

 

3.3.3 Fixed Wireless Access 

WLL (Wireless Local Loop) 

Der Begriff WLL wird meistens für die Lösung FWA (Fixed Wireless Access) benutzt. Diese Nutzung 
des Begriffes ist aber nicht ganz korrekt. WLL ist ein Sammelbegriff für verschiedenste drahtlose 
Teilnehmerzugangsverbindungen. FWA ist nur eine mögliche Lösung für einen WLL-Anschluss.  

Mit dieser Technologie wird die letzte Meile zum Endgerät drahtlos überbrückt. Dazu sind WLL-
Lizenzen nötig. An den WLL-Lizenzen in Graubünden war kein Anbieter interessiert.  

Von der Idee her ist FWA eine Technologie, die es erlauben würde, mit NIKT unerschlossene Ge-
biete relativ günstig in die Welt der Telekommunikation anzuschliessen.  Aber die Netzbetreiber wol-
len in erster Linie, oder ausschliesslich, Gebiete mit hoher Kundendichte erreichen. Seit November 
2001 hat die ComCom einer Erweiterung der WLL-Lizenzen zugestimmt. Damit kann WLL auch in 
der vorletzten Meile eingesetzt werden (also nicht nur im Anschlussbereich, sondern auch für die 
drahtlose Erschliessung eines Tales in der vorletzten Meile). 

Die Zukunft von WLL ist noch ungewiss. WLL kann sich zu einer Schlüsseltechnologie entwickeln. 
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WLAN (Wireless Local Area Network) 

Der WLAN-Standard ist ursprünglich dafür gedacht, hausinterne LANs (Local Area Networks) per 
Funk zu realisieren. Es besteht aber die Möglichkeit, ganze Dörfer mit dieser Zugangstechnologie 
mit Internet zu versorgen. Der Ansatz ist deshalb lukrativ, weil keine Lizenzen für das von WLAN 
benutzte Frequenzband benötigt werden und die Infrastruktur im Vergleich zu den anderen Internet-
zugangstechnologien relativ günstig ist. Die Mobilfunknetzbetreiber setzen WLAN in Ergänzung zu 
GSM für so genannte "Hot Spots" ein (z.B. Flughäfen, Messegelände, Bahnhöfe, Stadtteile).  

WLAN ist eine Schlüsseltechnologie  vor allem für dicht besiedelte Gebiete. 

 

3.3.4 CATV-Netze 

CATV (Community Antenna Tele-Vision)  oder Kabelfernsehen ist eine der bekanntesten Technolo-
gien zur Verbreitung von TV-Programmen und schnellem Internetzugang. CATV  wird vor allem in 
dichtbesiedelten Gebieten verwendet. Die CATV-Technologie basiert auf dem Ansatz, Satelliten und 
terrestrisches Fernsehen an einer zentralen Kopfstelle zu empfangen und an mehrere Teilnehmer 
per Glas- und Kupferkabel zu verbreiten. Die Kabelfernseh-Infrastruktur muss für die Internettaug-
lichkeit zudem rückkanalfähig und mit einem Gateway zwischen Kopfstation und Internet ausgerüs-
tet sein, damit Daten ausgetauscht werden können. Diese Rückkanalfähigkeit ist heute mehrheitlich 
vorhanden. 

Für die Datenübertragung wurde in der Schweiz der DOCSIS-Standard (Data Over Cable Service 
Interface Specification) gewählt. Damit ist es theoretisch möglich innerhalb der zur Verfügung ste-
henden Kanalbreite von 6 MHz bis zu 52 Mbit/s downstream und 10 Mbit/s upstream zu übertragen. 
Derzeit wird mit DOCSIS 1.1 gearbeitet, wo ein maximaler Download von 10 Mbit/s erreicht werden 
kann [Inde02]. Die Version DOCSIS 2.0 mit einer Download-Rate von 30 Mbit/s wird im Jahr 2003 
erwartet. Die CATV-Technologie basiert auf dem Ansatz des "shared mediums". Damit ist gemeint, 
dass der Uebertragungsweg mit andern Benutzern geteilt wird und daher keine Garantien für grös-
sere Datenraten abgegeben werden können. Wenn viele angeschlossene Teilnehmer aktiv sind, 
wird der Durchsatz entsprechend verschlechtert. 

Der Vorteil von Kabel-TV ist die konstante Qualität der Sender und die Möglichkeit, regionale Pro-
gramme in das Angebot aufzunehmen. Zudem ist ein schneller Internetzugang mit CATV möglich.  

CATV ist eine Basistechnologie für Radio-/Fernsehverteilung und eine Schlüsseltechnologie für 
schnellen Internetzugang. 

 

3.3.5 Broadcast-Netze 

Satelliten-TV 

Die in der Schweiz momentan aktuellen Satellitensysteme sind "Astra" und "Eutelsat Hotbird". Beide 
Satellitensysteme bedienen sich der gleichen Technik und bieten sowohl digitale sowie her-
kömmliche analoge Fernsehübertragung. 

Analoger Empfang bedeutet, dass nur TV-Sender empfangen werden können, die im herkömmli-
chen PAL-Format codiert werden. Beim digitalen Empfang besteht zusätzlich die Möglichkeit, Sen-
der im MPEG-2 Format zu empfangen. Diese Digitalisierung der Fernsehkanäle hat den Vorteil, 
dass dank der MPEG-2 Codierung mehr Bandbreite zur Verfügung steht, also mehr Sender auf dem 
begrenzten Übertragungsband Platz haben.  Zusätzlich werden beim digitalen Übertragungsverfah-
ren die Signale oftmals verschlüsselt,  um  z.B. die Verbreitung der Sender einzuschränken oder um 
Pay-TV zu betreiben. Digitaler Empfang lohnt sich, wenn Schweizer Sender nicht über die terrestri-
sche Antenne empfangen werden können (SRG sendet digital über Eutelsat Hotbird 3) oder wenn 
Pay-TV Programme empfangen werden sollen. 
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Satellitensysteme bieten auf jeden Fall eine kostengünstige Variante, wenn man mehr als die ter-
restrischen Programme empfangen will. Programme der SRG können aber nur mit digitalen Recei-
vern und nur mit der entsprechenden Decodier-Karte empfangen werden. Die bisher verwendeten 
terrestrischen Anlagen bleiben in Betrieb (werden aber digitalisiert, DVB-T).  

Satelliten-TV ist eine Basistechnologie. 

 

DVB-T und analoge terrestrische Verbreitung 

Bei der terrestrischen (drahtlosen) digitalen Verbreitung wird das klassische Prinzip der Verbreitung 
über die VHF/UHF-Bänder genutzt, mit dem Unterschied, dass Bild und Ton nicht analog, sondern 
gemäss MPEG-2/DVB-T-Norm digitalisiert und komprimiert übertragen werden. Die DVB-T-Norm 
(Digital Video Broadcasting - Terrestrial) wurde im Jahr 1995 entwickelt. 

Der grosse Vorteil dieser neuen Technologie liegt darin, dass der Umfang der übertragenen Daten 
um ein Vielfaches gesteigert wird. Bei der herkömmlichen analogen Verbreitung wird eine Frequenz 
für ein Programm verwendet. In der digitalen Welt hingegen teilen sich verschiedene digitale Diens-
te dieselbe Frequenz. 

Ausserdem muss die terrestrische Fernsehverbreitung entsprechend internationaler Verträge in Eu-
ropa bis spätestens 2020 digitalisiert werden (Konferenz Chester 1997). Deutschland zum Beispiel 
plant, diese Umstellung bis 2010 abzuschliessen; Italien hat eine provisorische Planung auf 2006 
gemacht. Die Schweiz bzw. SRG SSR idée suisse verfolgt dabei eine Follower-Strategie und stimmt 
die Einführung von DVB-T mit dem benachbarten Ausland ab. Im Oberwallis ist seit Oktober 2001 
ein DVB-T Sendernetz in Betrieb.  

In Zukunft ist auch ein Rückkanal denkbar, dies allerdings nicht drahtlos sondern mit POTS oder 
ISDN. Damit wären auch interaktive Dienste mit DVB-T möglich (nicht nur Verteilung). Die dazu nö-
tigen Spezifikationen gibt es bereits [Ruos01]. 

DVB-T ist eine Schlüsseltechnologie für die terrestrische Fernsehverteilung. Durch einen Rückkanal 
mit ISDN kann DVB-T auch interaktiv gemacht werden. 

 

3.3.6 Konvergenz von Broadcast- und Telekommunikati onsnetzen 

Neuere Szenarien gehen davon aus, das Broadcast-Netze (DVB-T) mit Mobilfunknetzen (UMTS) 
kooperieren. Die Kooperation kann von einfachem Verbreiten von Inhalten bis zum Teilen von Fre-
quenzspektrum oder bis zum koordinierten Anbieten gemeinsamer Dienste gehen. In [TM2465] 
werden fünf künftige Szenarien diskutiert: 

·  Integration bei den Endgeräten, keine Koordination der Netze 

·  Internet-Dienste auf koordinierten DVB- und UMTS-Netzen 

·  UMTS als Rückkanal für interaktive Broadcast Services 

·  DVB Services auf einem UMTS-Netz 

·  DVB-T als Technologie in UMTS-Netzen 

 

Abbildung 3 veranschaulicht die Konvergenz von DVB- und UMTS-Netzen. Bis diese Kooperation 
aber in grossem Stil umgesetzt wird, ist noch einiges an Standardisierungsarbeit zu leisten. Die 
Szenarien bestätigen aber, dass DVB-T und UMTS künftige Schlüsseltechnologien sein werden. 
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Abbildung 3: Kooperierende DVB- und UMTS-Netze [Quelle: Ad hoc group UMTS-DVB] 

 

3.4 Bevölkerung/Haushalte 

Bedürfnisse der Bevölkerung/Haushalte 

Die Bedürfnisse der einzelnen Haushalte können im wesentlichen in drei Gruppen eingeteilt werden: 

1. Telefonieren (Sprachkommunikation) 

- Festnetz 

Ein analoger und ein digitaler Anschluss ist Bestandteil der Grundversorgung des FMG und da-
mit flächendeckend in Graubünden möglich. 

- Mobilfunknetz 

Die drei Mobilfunknetzbetreiber Swisscom, Sunrise und Orange bieten eine gute Abdeckung des 
besiedelten Gebietes. 

 

2. Schneller Internetzugang (Datenkommunikation) 

- ADSL 

Die Swisscom ist momentan, durch das Monopol in der letzten Meile beim Kupfer, alleiniger po-
tentieller Anbieter von ADSL. Die Swisscom tritt aber nicht als direkter Verkäufer auf, sondern 
vermietet ihre Infrastruktur an Wiederverkäufer (wie z.B. Bluewin, Spin). 

Die Versorgung von Graubünden mit ADSL kann Ende 2002 als gut bezeichnet werden, wenn-
gleich sie nicht flächendeckend ist. Eine Karte, die die ADSL-Abdeckung zeigt, ist unter 
http://www.swisscom.ch/adsl zu finden. 

- CATV 

Die Schweiz hat weltweit eine der höchsten CATV-Anschlussdichten (ca. 80% der Haushalte). In 
Graubünden verfügen jedoch weniger Haushalte über einen CATV-Anschluss (ca. 40% der 
Haushalte) [Swis01].  

- Satelliten 

Beim Internetzugang über Satellit sind drei Szenarien denkbar [Ebner00]: 

1. Simplex Mode: Es werden ausschliesslich Daten vom Satellit empfangen (Abb. 4 links). 
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2. Fullduplex Mode mit Modem: Daten werden vom Satellit empfangen und per Modem gesen-
det (Abb. 4 mitte), z.B. T-DSL-Satellit der DTAG, Sky DSL von Strato. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abbildung 4: Verschiedene Übertragungsarten bei Internet über Satellit 

 

3. Fullduplex Mode mit Satellit: Daten werden vom Satelliten empfangen und mittels eines 
Senders zum Satelliten transferiert (Abb. 4 rechts), z.B. Tiscali Sat. 

Szenario 3 ist für Haushalte interessant, die weder über einen ADSL- noch über CATV-
Anschluss verfügen.  

 

- Powerline Communications 

Im Kanton Graubünden gibt es gegenwärtig noch keine nennenswerten PLC-Projekte für den 
schnellen Internetzugang. PLC kommt hier allenfalls für Hausverkabelungen (LAN-Bereich) in 
Frage. 

 

3. Radio- und Fernsehen 

- CATV 

In Graubünden gibt es CATV-Netze in den Regionen Churer Rheintal bis Domat-Ems, Klosters 
und Davos. Diese werden durch den Marktführer in der Schweiz, der Firma Cablecom, betrie-
ben. Das EW Bündner Oberland verfügt in Ilanz und Laax über CATV-Netze. Das EW Flims be-
treibt ein CATV-Netz in Flims. Die NetCom Graubünden AG hat die Gemeinden Bonaduz und 
Rhäzüns verkabelt. Sie ist daran, weitere Gemeinden zu verkabeln (z. B. St. Moritz, Tamins, 
Trimmis). Ueber diese CATV-Netze werden die Radio- und Fernsehprogramme verbreitet. 

- Terrestrisch (analog, digital) 

Die inländischen Fernsehprogramme werden von der Swisscom im Auftrag der SRG SSR idée 
suisse über terrestrische Sendeanlagen ausgestrahlt. 

Die Tele-Rätia AG versorgt die nicht-verkabelten Regionen mit ausländischen Fernsehpro-
gramme über analoge terrestrische Sendeanlagen. Sie verwendet dabei die gleichen Sende-
standorte wie die Swisscom für die Verbreitung der SRG-Programme. 

Die SRG SSR idée suisse führt die digitale terrestrische Verbreitung der Fernsehprogramme ein 
(DVB-T). Deshalb können ab Anfang Juni 2002 in Graubünden die anderssprachigen Fernseh-
programme von SRG SSR idée suisse nicht mehr über Antennen empfangen werden. Bis die 
neue Verbreitung sichergestellt ist, dauert es ca. 3 bis 6 Jahre. Wer nicht so lange warten will, 
dem bleibt die Umrüstung auf Kabel- oder Satellitenanschluss [Wüls02]. 
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- Satelliten 

Alle Fernsehprogramme aller Sprachregionen sind über den Satelliten Eutelsat Hotbird 3 emp-
fangbar. Die Programme werden aus urheberrechtlichen Gründen verschlüsselt verbreitet, da 
die Uebertragungsrechte nur für das Territorium der Schweiz erhältlich sind. 

Neu werden aber Sommer 2002 auch sämtliche 17 Radioprogramme auf den Satelliten Eutelsat 
Hotbird 3 aufgeschaltet. 

Via Satellit sind auch zahlreiche ausländische öffentliche und kommerzielle Sender empfangbar. 

 

 

3.5 Wirtschaft/Unternehmen 

3.5.1   Netzbetreiber und andere NIKT-Unternehmen 

3.5.1.1 Tele-Rätia AG und NetCom Graubünden AG 

Die Tele-Rätia AG (TRAG) hat den gesetzlichen Auftrag, die drahtlose Grundversorgung mit aus-
ländischen Fernsehprogrammen im Kanton Graubünden zu bestmöglichen Bedingungen sicherzu-
stellen. Heute werden vier Programme übertragen.  

Die Aktionäre von TRAG sind zu 83% der Kanton und zu 17% die leistungsbeziehenden Gemein-
den. 195 der 212 Gemeinden des Kantons verfügen über einen Vertrag mit der TRAG. Die übrigen 
17 Gemeinden werden über CATV versorgt. 

Die NetCom Graubünden AG resultiert aus strategischen Ueberlegungen der TRAG. Sie hat das 
Ziel, CATV-Netze in Gemeinden und Regionen mit ausreichender Bevölkerungsdichte zu installie-
ren. Sie ist eine Aktiengesellschaft, welche zurzeit zu 100% der TRAG gehört. Die TRAG und Net-
Com nutzen gemeinsam Ressourcen im operativen Bereich. 

Die NetCom verwendet und mietet bestehende Netzinfrastrukturen (RhB, EW, Swisscom) für grosse 
Distanzen und erstellt die "letzte Meile" mit eigenen technischen Mitteln.  

Die Existenzberechtigung von TRAG basiert auf der bescheidenen Grundlage, dass ORF 1 und 2 
und Lokalradio (Grischa und Piz) nur über terrestrische Sendeanlagen der TRAG empfangen wer-
den können [TRAG01]. Das Angebot ist mit lediglich vier ausländischen Programmen nicht mehr 
konkurrenzfähig und unzureichend.  

Die ursprünglich verfolgte Strategie, möglichst viele Gemeinden (32 Gemeinden) mit CATV-Netzen 
zu verkabeln, muss heute aus Kostengründen und technologischen Gründen relativiert werden. In-
ternetzugang kann heute flächendeckend mit ISDN und in grossen Teil des Kantons mit ADSL reali-
siert werden. Ausserdem wird die terrestrische Fernsehverteilung in ganz Europa digitalisiert (DVB-
T). Die SRG SSR idée suisse wird auch auf DVB-T umstellen. Damit werden sämtliche Fernsehpro-
gramme der SRG (SF1, SF2, SFi, TSR1, TSR2, TSI1, TSI1) terrestrisch empfangbar sein. Satelliten 
für Radio- und Fernsehempfang sowie neuerdings für bidirektionalen Internetzugang bilden eine 
weitere interessante Möglichkeit. 
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3.5.1.2 Swisscom und andere Netzbetreiber 

Die Swisscom gewährleistet bis Ende 2002 die Grundversorgung in Graubünden (und der gesamten 
Schweiz). Die nächste landesweite Grundversorgungskonzession beginnt am 1.1.03 und dauert 5 
Jahre. Da sich nur die Swisscom für diese Konzession beworben hat, ist anzunehmen, dass die 
Swisscom auch die nächsten 5 Jahre für die Grundversorgung im Kanton Graubünden verantwort-
lich ist. 

Die Telekommunikations-Infrastruktur der Swisscom in Graubünden entspricht in etwa dem schwei-
zerischen Ausbaustandard [Auer00]: 

- 100% digitalisiertes Netz (flächendeckendes ISDN-Angebot) 

- 87 digitale Zentralen 

- über 1'000 km Lichtwellenleiter 

- ca. 100 Sendestationen für Radio/TV und Mobilkommunikation 

 

Zusätzlich zur Swisscom bieten auch Sunrise und Orange ihre Mobilfunkdienstleistungen an. Sunri-
se ist auch im Festnetzbereich tätig, ist aber wegen der "last mile" noch auf die Swisscom angewie-
sen.  

 

3.5.1.3 NIKT-Unternehmen 

Der Kanton Graubünden ist kein wichtiges Zentrum der NIKT-Branche. Mit gut 2% der gesamten 
Beschäftigten, die in NIKT-Branchen arbeiten, liegt Graubünden im hinteren Mittelfeld, jedoch deut-
lich vor anderen Bergregionen wie dem Wallis oder der Innerschweiz. Leider wächst die NIKT-
Branche auch unterdurchschnittlich [INFR01, S. 18]. Angesichts der grossen Bedeutung des techno-
logischen Wandels ist es eine zentrale Aufgabe des Kantons, die Weichen so zu stellen, dass 
Graubünden von der Transformation zur Informationsgesellschaft profitieren kann. 

Bemerkenswert sind Beispiele von Neuansiedlungen von NIKT-Unternehmen wie die i-te.ch AG 
(http://www.i-te.ch)  oder die NeGIS GmbH (http://www.negis.ch). In einem IT-Cluster namens Reit 
wird versucht, die Kooperation unter den bestehenden NIKT-Unternehmen zu fördern. 

 

3.5.2   Anwender von NIKT 

Die Anwendung des Internets und verwandter Technologien zu betrieblichen Zwecken wird auch mit 
dem Begriff Electronic Business (E-Business) zusammengefasst. Unter E-Business wird die elektro-
nischen Abwicklung von Geschäftsprozessen in Unternehmen verstanden. E-Business umfasst da-
bei die Integration aller wichtigen Prozesse in einem Unternehmen, wie z.B. Supply Chain Manage-
ment, Enterprise Resource Planning und Costumer Relationsship Management. Zahlreiche Unter-
suchungen zeigen, dass der Einsatz des E-Business in verschiedenen Unternehmenstypen unter-
schiedlich weit vorangeschritten ist. 
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3.5.2.1 KMU 

Verbreitung des Internets 

Die Verbreitung des Internets in KMU und die Investitionen der KMU steigen kontinuierlich an. Im 
Vergleich zu anderen Ländern ist die Verbreitung des Internets bei Schweizer KMU mit 65% eher 
gross. KMU aus einzelnen Branchen sowie sehr kleine Unternehmen gehören zu den wenigen 
Nicht-Nutzern. Dies dürfte auch für den Kanton Graubünden zutreffen, obwohl keine konkreten Zah-
len vorliegen. 

Die wichtigsten Barrieren für die Nicht-Nutzer sind ungeeignete Produkte und Schwierigkeiten bei 
der Einschätzung des Nutzens. KMU, die der Meinung sind, dass sich ihre Produkte für das Internet 
nicht eignen, und KMU, die der Meinung sind, dass es schwierig ist, den Nutzen abzuschätzen, ha-
ben ein ähnliches Profil [Sieb02, S. 52] (vgl. Abbildung 5). 

Zahlreiche Untersuchungen zeigen deutlich, dass das Baugewerbe und das Gastgewerbe am we-
nigsten Erfahrung mit E-Business-Projekten haben [Hunzi02, S. 11]. Dort scheint also ganz beson-
ders ein Bedarf nach Beispielen zu bestehen, die zeigen, wie das Internet sinnvoll eingesetzt wer-
den kann. Das Problem von KMU liegt dabei nicht in der technischen Infrastruktur, die auch im in-
ternationalen Vergleich auf einem hohen Niveau steht. Vielmehr fehlt das innerbetriebliche Know-
how über die Einsatzmöglichkeiten des Internets und die Umsetzung. 

 

Anwendung des Internets 

Die grosse Verbreitung des Internets in KMU bewirkt, dass inskünftig vor allem die Frage der An-
wendungen in den Vordergrund rücken wird. Die im Jahr 2001 erstmals erhobenen Zahlen zum Ein-
satz von Internetanwendungen zeigen, dass sich die KMU der Schweiz derzeit am Übergang zum 
Bau erster geschäftskritischer Anwendungen befinden (vgl. Abbildung 6). Zwar wird das Internet 
noch primär zum Austausch von Informationen per E-Mail und zur Präsentation von Produkten, 
Dienstleistungen und allgemeinen Informationen über das WWW verwendet. Die Veränderungen im 
geschätzten Nutzen und die Investitionsbereitschaft deuten aber darauf hin, dass sich dies derzeit 
ändert. Damit erhält das Internet eine neue Bedeutung.  

 

Internet-Nutzer Nicht-Nutzer 

·  Technologisch fortschrittlich ·  Technologisch eher nicht fort-
schrittlich  

·  Eher viele Computerarbeitsplätze ·  Sehr wenige Computerarbeits-
plätze  

·  Eher im Wachstum begriffen ·  Erwarten einen Umsatzrückgang 

·  Sind den möglichen Barrieren 
gegenüber aufgeschlossen 

·  Weisen hohe Barrieren auf 

·  Machen eher mehr als 500'000 
Franken Umsatz 

·  Machen weniger als 100'000 
Franken Umsatz 

·  Haben eher mehr als 10 Mitar-
beiterInnen 

·  Haben eher weniger als 10 Mitar-
beiterInnen 

 ·  Branchen: Gastgewerbe, Bauge-
werbe, Gesundheits- und Sozial-
wesen 

 

Abbildung 5: Profile der Internet-Nutzer und der Nicht-Nutzer 

 



 

 

22 

 

 

Der Einstieg ist vergleichsweise kostengünstig. Einerseits weil geringe Investitionen in die Technik 
nötig sind und andererseits weil dadurch kein Aufwand für Veränderungen in den Prozessen, den 
Strategien und in der Personalentwicklung anfällt. Sobald aber geschäftskritische Anwendungen 
aufgebaut werden, sind zusätzliche technische und vor allem inner- und interorganisatorische Hür-
den zu überwinden. 

Sehr kleine Unternehmen konzentrieren sich derzeit eher auf den Ausbau ihrer Beschaffungsaktivi-
täten im Internet. Je grösser die Unternehmen, desto wichtiger wird das Thema Integration. Dane-
ben steht in einigen KMU das Thema Customer Relationship Management im Vordergrund. 

 

Nutzung von Online-Dienstleistungen 
Das Internet ist nicht nur geeignet, um durch Automation Produktivitätssteigerungen im Geschäfts-
verkehr zwischen Unternehmen zu ermöglichen. Diverse öffentliche und private Institutionen bieten 
Online-Dienstleistungen an. Für die KMU existieren Websites, die über Rechtsfragen, Steuern etc. 
informieren (z. B. www.kmuinfo.ch; www.pro-kmu.ch; www.kmuclick.ch; www.estarter.ch).  
 
Der Bund hat das Potential dieser Plattformen bereits früh erkannt und will mit dem weiteren Ausbau 
der Plattform www.kmuinfo.ch die administrativen Verfahren vereinfachen. Zu diesem Zweck sind 
zwei Pilotprojekte in Arbeit:  

1) das „Onlineformular für die Anmeldung von Unternehmen“ 
2) Eine „einheitliche Identifikationsnummer“ wird es Unternehmen erlauben, all ihre Transaktio-

nen mit der Bundesverwaltung über eine einzige Kennnummer abzuwickeln statt wie bisher 
über eine Vielzahl unterschiedlicher Nummernsysteme. 
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Steigendes Potenzial zur Erschliessung
von Wettbewerbsvorteilen

Skepsis gegenüber der Technik,
Unkenntnis und objektive Instabilität
verursachen Unsicherheit.

Ja zum Internet, trotz
Restunsicherheit

Vertrauen zur Technik, Kenntnisse und
Erfahrungen mit dem Internet und
objektive Verbesserungen der Technik.

Vernetzung der Arbeitsplätze,
meist nicht geschäfts-
kritische Anwendung

Skepsis gegenüber der Nützlichkeit,
fehlende Erfahrungsberichte, hohe Kosten,
negative Beispiele in der Presse.

Integration in die Geschäfts-
prozesse, geschäftskritische

Anwendungen

Aktive Haltung: KMU wissen, was für sie
gut ist, sie haben eigene Erfahrungen mit
der Nützlichkeit des Internets gemacht.

Neue Anwendungsfelder,
maximale Diffusion,

das Internet ist Alltag

HandlungenEinstellungen

2002

 

 Abbildung 6: Entwicklungsstufen der Internetnutzun g bei KMU 3 

 

3.5.2.2 Grössere Unternehmen 

Zahlreiche Untersuchungen in verschiedenen Ländern zeigen, dass die grossen Unternehmungen 
im Vergleich zu KMU sehr fortschrittlich in der Anwendung von Informations- und Kommunikati-
ostechnologien sind. Dies gilt auch für die grösseren Unternehmungen in Graubünden  (z.B. EMS 
Chemie, Hamilton Bonaduz, Würth Holding, usw.). Diese verfügen über grössere IT-Abteilungen 
oder sogar selbständig agierende IT-Unternehmungen (z.B. Würth mit der VIC-Consulting). 

                                                
3 Vgl. Sieber, P. et al.: Einsatz und Nutzung des Internets in kleinen und mittleren Unternehmen in der Schweiz: Von der Einführung 1999 
bis zur Entwicklung erster geschäftskritischer Anwendungen 2002, Bern 2002, S. 60 
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3.5.2.3 Tourismus-Unternehmen 

Hauptsächlich Hotelbetriebe, Tourismusvereine respektive –organisationen und touristischen Frei-
zeiteinrichtungen bieten ihre Leistungen per Internet an. Vereinzelt findet man Webauftritte von Res-
taurationsbetrieben. Touristische Unternehmen präsentieren sich mit einer grossen Anzahl einzelner 
Internetauftritte. 

Betrachtet man die Situation genauer, so kommt man zu der Erkenntnis, dass nicht alle touristi-
schen Leistungsträger im Netz vertreten sind, dass ein Bündel an touristischen Leistungen nur sehr 
selten angeboten wird und nicht alle die Möglichkeit der Direktbuchung oder Reservierung nutzen. 
Vielmehr muss sich der Kunde durch die zahlreichen Einzelauftritte kämpfen und seinen Weg selber 
finden. 

Abgesehen davon, dass einige Sparten der touristischen Branche gar nicht erst den Versuch unter-
nehmen, sich online anzubieten oder den Weg über das Internet auch als Verkaufsinstrument und 
nicht nur als einseitiges Kommunikationsinstrument zu nutzen, muss in Zukunft eine Vereinfachung 
der Buchungsmöglichkeiten aus der Sicht der Kunden erfolgen.  

Die bestehende Zersplitterung touristischer Leistungen auf dem Markt stellt eine grosse Schwierig-
keit bei der Gestaltung von Angebotspaketen für touristische Destinationen und deren Vertrieb dar. 
Die Integration dieser Leistungen auf einer webbasierten Plattform könnte helfen diese Leistungen 
für den Kunden besser zugänglich zu gestalten, den Konkurrenzkampf im Sinne einer grösseren 
Transparenz und anhand von Benchmarks und „Best Practises“ zu entschärfen. Dazu muss aller-
dings die Bereitschaft von Seiten der einzelnen Leistungsträger, Kooperationen einzugehen und 
gemeinsame Produktpakete zu entwickeln, vorhanden sein. 

Die grosse Anzahl an Distributionssystemen und deren Handlungsspielräume sowie technologi-
schen Voraussetzungen vereinfachen es dem Anbietern nicht, sich mit Überzeugung für eines die-
ser Systeme zu entscheiden. Und auch die Kunden werden angesichts der Fülle an Einzelinformati-
onen und fehlenden Vergleichsmöglichkeiten verunsichert. 

 

1© 2002 ITF Institut für Tourismus und Freizeit Chur. Alle Rechte vorbehalten.

Leistungsträger Vermittler Endkunden

Vertriebsgesellschaften 
der Leistungsträger 
(z.B. Best Western)

Lokale 
Tourismusorgani-

sationen (z.B. 
Davos)

Regionale 
Tourismusorganisa-

tionen (z.B. 
Graubünden Ferien)

Nationale 
Vertriebsgesellschaft 

(SDM)

Global 
Distribution 

Systems (GDS)

Reisebüros 
(Retailers)

Reiseveranstalter 
(Wholesalers)

Direktvertrieb (ohne Kommissionen, heute mittlerweile on-line möglich 
durch e-commerce)

Mögliche Wege des Vertriebs von touristischen Leist ungen

 

Abbildung 7: Distribution touristischer Leistungen [Quelle: ITF] 
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Online Auftritte und E-Commerce Lösungen haben langfristig nur dann eine Chance, wenn sie drei 
wesentliche Funktionen erfüllen: 

1) Produktinformation und –beratung 

Das Angebot touristischer Leistungen auf dem Internet sollen den potentiellen Kunden besser in-
formieren, indem nicht nur die Perspektiven und das komplette Angebot, sondern auch nützliche In-
formationen für die Organisation der Reise zur Verfügung gestellt werden. So kann man zum Bei-
spiel in einem Hotel die einzelnen Zimmer besuchen und ihre Verfügbarkeit abrufen oder das Menu 
im Restaurant lesen. Die schon heute wahrgenommene Funktion der Homepage als digitaler Pros-
pekt wird mit dem informativen Nutzen von CD-ROM’s, die schon heute Reiseinformationen enthal-
ten, verknüpft. 

2) Zusammenführung von Information, Interaktion und Transaktion 

Ein potentieller Gast kann nicht nur Informationen während seines Besuches im Netz abrufen, er ist 
auch frei, sich seinen eigenen Weg durch das Gebiet „zu erklicken“ (Interaktion). Somit hat er die 
Gelegenheit auf der Internetplattform entsprechend seiner Vorlieben die Angebote zu erkunden und 
zu erleben, ohne sich an vorgegebene Wege halten zu müssen. Gleichzeitig besteht die Möglich-
keit, Transaktionen auszulösen, indem er sich an der Schnittstelle mit dem Buchungsmodul anmel-
det. 

3) Stammkundenbindung 

Ein Gast kann nach seiner Rückkehr die bereiste Region wieder besuchen, indem er sich erneut auf 
der Plattform einloggt. Gleichzeitig kann er eine zweite Reise aufgrund der bisher erlebten Ereignis-
se besser planen und realisieren. Schnell realisierbare Aktualisierungen des Angebotes vermeiden 
zusätzlich unangenehme Überraschungen, die Stammkunden oft erleben, wenn ihre Erwartungen 
aufgrund der ersten Reise zu idealisiert sind. 

Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass Internetauftritte nicht nur als Kommunikations-
plattform für einzelne touristische Leistungen genutzt werden sollten, sondern dass webbasierte Lö-
sungen ein Koordinationsinstrument für die Bündelung und effiziente Vermarktung touristischer Pro-
dukte darstellen und dahin gehend entwickelt werden müssen. Hierzu müssen die vorhandenen 
Ressourcen umstrukturiert und die Kooperationsbereitschaft der Tourismusbranche erweitert wer-
den. 

Mit dem Institut für Tourismus und Freizeit (ITF) in Chur verfügt der Kanton Graubüdnen über eine 
Institution, die seit einigen Jahren aktiv an der Konzeption, Planung und Umsetzung derartiger inter-
netbasierenter Lösungen beteiligt ist. Dazu gehört z. B. das EU-Projekt VDA-Virtual Destination Ap-
plication. Im Rahmen des Projektes VDA wird ein Internetbasiertes Buchungstool entwickelt, das 
dem potentiellen Touristen eine virtuelle Reise in und durch die Destination ermöglicht, um eine ü-
berzeugte Entscheidung treffen zu können. VDA bietet aber nicht nur die Möglichkeit, die anvisierte 
Destination per Internet während des „Kaufs“  zu erleben, sondern auch das ausgewählte Hotel oder 
den gewünschten Tisch im Restaurant per Mausklick zu buchen. Es werden Echtzeit-Lösungen an-
geboten, bei denen direkte Auskünfte und Buchungen auf Anfragen Standardlösungen sind.  

 

3.6 Bildungssystem/Bildung 

3.6.1 NIKT an Volksschulen 

Eine umfassende Situationsanalyse des Bildungssystems (vom Kindergarten bis zur Tertiärstufe) 
des Kantons Graubünden findet sich im Bericht der vom EKUD eingesetzten Arbeitsgruppe "PPP-
SiN für den Kanton Graubünden". Der Bericht mit dem Titel "Public Private Partnership Schulen im 
Netz (SiN) - Situationsanalyse und Entwicklungskonzept 2003-2007" [Berg02] ist im April 2002 er-
schienen.  
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Die wichtigsten Resultate der Situationsanalyse sind im Folgenden kurz dargestellt. Die Modulstruk-
tur entspricht dem Bundesgesetz zur Förderung der Nutzung von Informations- und Kommunikati-
onstechnologien in den Schulen. 

Modul 1: Accesstechnologie 

Die Möglichkeiten des Internetzugangs werden ab der Sekundarstufe II durchwegs genutzt. Auf der 
Sekundarstufe I wendet man zeitgemässe Accesstechnologie erst teilweise und auf der Stufe Kin-
dergarten/Primarschule nur sehr vereinzelt an.  

Durch die Teilnahme Graubündens am nationalen Sponsoringprojekt Schulen ans Internet der 
Swisscom ist eine Verbesserung des Internetaccess der Schulen seit Ende 2001 im Gang. 

Modul 2: Schulinfrastruktur 

Ab der Sekundarstufe I (Volksschuloberstufe) werden die heute verfügbaren Möglichkeiten und An-
gebote für die Einrichtung einer zweckmässigen IKT-Infrastruktur genutzt. Die Kindergärten und 
Primarschulen verfügen mehrheitlich nicht über eine geeignete IKT-Schulinfrastruktur. 

Modul 3: Bildungsinhalte (Content) 

Die Lehrpläne und Stundentafeln sehen ab der Sekundarstufe I die Integration von IKT vor. Ent-
sprechende Vorgaben fehlen derzeit noch für den Kindergarten und die Primarschulen. 

Auf dem Markt steht zwar ein grosses Angebot von allgemeiner Lernsoftware zur Verfügung, diese 
ist jedoch mehrheitlich wenig spezifisch in Bezug auf die Lehrpläne und Lehrmittel der verschiede-
nen Schulstufen. Lehrmittelspezifische Begleitsoftware ist vereinzelt vorhanden. Derzeit kaum ver-
fügbar ist schulstufen-, lehrplan- und kantonsspezifische Bildungssoftware, sei es auf Datenträgern 
oder im Internet. Ebenso mangelt es an schulstufen- und kantonsspezifischen Unterrichtskonzepten 
und begleitenden Forschungen, mit denen der Aus- und Bildungswert von Software, Internetange-
boten und Netzwerklernen nachgewiesen wird. 

Modul 4: Technische Unterstützung 

Planung, Unterhalt und Wartung werden auf allen Schulstufen oft laienhaft oder semiprofessionell 
erledigt. Es fehlt mehrheitlich an den personellen und finanziellen Ressourcen für professionelle 
technische Unterstützung. 

Modul 5: Aus- und Weiterbildung der Lehrkräfte 

Auf allen Schulstufen gibt es Lehrpersonen, welche ideenreich, zielstrebig und innovativ IKT-Mittel 
im Unterricht einsetzen. Ein grosser Teil der Lehrkräfte hat die Möglichkeiten und die Bedeutung der 
didaktischen IKT-Nutzungen noch nicht erkannt oder kann sie noch nicht genügend im Unterricht 
umsetzen. Der bisherige Beitrag der Grundausbildung an die IKT-Kompetenzen (v. a. auch im pä-
dagogischen Sinne) der Lehrpersonen ist für Kindergarten und Primarstufe gering, für die übrigen 
Stufen ansatzweise vorhanden. Stufenspezifische Konzepte für die Aus- und Weiterbildung der 
Lehrkräfte im Bereich IKT sind zum Teil vorhanden, werden jedoch infolge des fakultativen Charak-
ters noch nicht genügend umgesetzt. 

Die aufgeführten Resultate der Ist-Analyse für den Kanton Graubünden stimmen in wesentlichen 
Bereichen mit den Analyseresultaten der Schweizerischen Fachstelle für Informationstechnologien 
im Bildungswesen (Aktionsplan SFIB) vom Mai 20014 überein. Es wird dort darauf hingewiesen, 
dass die verschiedenen Schulstufen unterschiedliche Bedürfnisse bezüglich des Einsatzes von IKT 
im Unterricht haben und dass in der Grundausbildung der Lehrpersonen aller Schulstufen IkT zu 
wenig systematisch berücksichtigt wird.  

 

                                                
4 Aktionsplan Aus- und Weiterbildung der Lehrpersonen in ICT, SFIB, Mai 2001 
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3.6.2 Tertiärstufe 

Am Institut für berufliche Weiterbildung (IbW) werden zahlreiche, attraktive NIKT-Aus- und Weiter-
bildungsstudiengänge angeboten (z.B. Informatiker TS, Cisco Certified Network Associate CCNA). 

An der HTW Chur werden auf der Stufe Fachhochschule zwei attraktive Diplomstudiengänge ge-
führt, die sich mit Fragen von NIKT auseinandersetzen: 

·  FH-Studiengang Telekommunikation und Informatik 

·  FH-Studiengang Information und Dokumentation 

 

Zudem werden im Weiterbildungsbereich zwei Nachdiplomstudiengänge geführt: 

·  NDS Telekommunikation 

·  NDS Information und Dokumentation 

In enger Zusammenarbeit mit dem neuangesiedelten NIKT-Unternehmen NeGIS wird die NeGIS-
HTW e-Business Academy angeboten. 

 

Dienstleistungen für Dritte und angewandte Forschung und Entwicklung werden im Institut für In-
formations- und Kommunikationstechnologien (IKT) durchgeführt. Zum IKT gehört auch ein gut 
ausgerüstetes Telecomlabor.  

  

3.7 Politik/Verwaltung 

E-Government lässt sich analog zum E-Business in drei Einsatzgebiete unterteilen: E-Procurement, 
das Beschaffungswesen und somit die Beziehungen des Staates zu seinen Lieferanten, E-
Organization, der interne Einsatz der neuen Informations- und Kommunikationstechnologien  und 
Citizen Relationship Management, welches in E-Assistance, E-Administration und E-Democracy dif-
ferenziert wird. Die rasch fortschreitende Entwicklung im letztgenannten Einsatzgebiet ist nicht zu 
übersehen.  Die Anstrengungen der öffentlichen Verwaltung im Bereich Internetnutzung sind derzeit 
noch stark auf die Publikation von öffentlich zugänglichen Dokumenten  sowie Öffnungszeiten und 
ähnlichem ausgerichtet, um die Bevölkerung mit Informationen zu versorgen. Inwiefern das Internet 
auch dazu geeignet ist, Beschaffungsprozesse zu unterstützen, darüber dürfte erst in der nächsten 
Phase nachgedacht werden, wie dies eine Untersuchung von Sieber et al. [Sieb01, S. 33] gezeigt 
hat. Als grosses Problem hat sich in diesem Zusammenhang die Tatsache erwiesen, dass durch 
das Gesetz der Handlungspielraum für Gemeinden stark eingeschränkt wird.  

Darüber hinaus existiert aber eine Vielzahl von Projekten auf nationaler, kantonaler wie auch kom-
munaler Ebene, die sogar international als sehr fortschrittlich gelten. Zu diesen Initiativen zählen E-
Voting mit Pilotprojekten in Genf, Zürich und Neuenburg, und Guichet virtuel, einem virtuellen Schal-
ter für die Bürgerinnen und Bürger. 

Im Kanton Graubünden sind zahlreiche Amtsstellen im Internet präsent (http://www.gr.ch). Im Regie-
rungsbeschluss vom 16.5.2000 wurde die Standeskanzlei beauftragt, für den Kanton Graubünden 
eine Strategie für die Einführung von E-Government zu entwickeln. 
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3.8 Umsystem 

3.8.1 Bund 

Impulsprogramm CH21 

Auf nationaler Ebene wurde das Impulsprogramm CH21 ins Leben gerufen. Die Teilnehmer ver-
pflichten sich, Aktivitäten zu planen und umzusetzen, welche die Anwendung der NIKT fördern und 
insbesondere auch die Aus- und Weiterbildung in diesen Bereichen verbessern.  

 

Abbildung 8: CH21-Barometer 

 

Sie unterstützen aktiv Massnahmen, um die Schweiz wirtschaftlich und gesellschaftlich in der Nut-
zung der NIKT voranzubringen - mit dem Ziel, das grosse Chancenpotenzial wahrzunehmen und 
der Schweiz zu einer Führungsrolle zu verhelfen [CH21]. Die Fortschritte in den einzelnen Berei-
chen regelmässig messen und überprüfen zu können, wurde ein CH21-Barometer entwickelt (Abbil-
dung 8). 

 

Public Private Partnership Schulen im Netz (PPP SiN ) 

Der Bundesrat hat an seiner Sitzung vom 22.8.2001 ein Bundesgesetz über die Förderung der Nut-
zung der Informations- und Kommunikationstechnologien (IKT) in den Schulen zuhanden des Par-
laments verabschiedet. Beide Räte haben im Dezember 2001 das Gesetz gut geheissen. Das Ge-
setz schafft die Grundlage für die Teilnahme des Bundes an der gemeinsam von Bund, Kantonen 
und Privatwirtschaft lancierten Initiative "Public Private Partnership - Schulen im Netz". 

Ziel der Initiative PPP SiN ist es, das schweizerische Bildungssystem im Hinblick auf die Informa-
tionsgesellschaft zu stärken sowie die Bildungseinrichtungen der Primar- und Sekundarstufe im gan-
zen Land einen schnellen und unkomplizierten Zugang zu den IKT zu verschaffen.  
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E-Government 

Seit mehreren Jahren bekundet der Bund offen sein Interesse an den neuen Technologien in Zu-
sammenhang mit dem Internet und an ihren Anwendungen für die breite Oeffentlichkeit. Deshalb will 
er die Informationsgesellschaft fördern und unterstützt innerhalb seiner verschiedenen Departemen-
te die Entwicklung von  Anwendungen, indem er den elektronischen Verkehr zwischen den Behör-
den und der breiten Oeffentlichkeit (z.B. E-Government, E-Voting) ermöglicht. 

 

Koordinationsgruppe Informationsgesellschaft (KIG) 

Die Auseinandersetzung mit der Informationsgesellschaft wurde auf Bundesebene 1996 von der 
"Groupe de Réflexion" aufgenommen und. Ihre Ueberlegungen mündeten 1998 in der "Strategie des 
Bundesrates für eine Informationsgesellschaft in der Schweiz". Darin wurde eine erste Evaluation 
von Bereichen mit dringendem Handlungsbedarf vorgenommen und erste Massnahmen zur besse-
ren Bewältigung des Transformationsprozesses vorgeschlagen [INFR01]. Für eine möglichst effi-
ziente Umsetzung seiner Ziele setzte der Bundesrat daraufhin die "Koordinationsgruppe Informati-
onsgesellschaft" (KIG) ein, die dem BAKOM angegliedert ist. 

In ihrem dritten Bericht [KIG01] sieht die KIG prioritär den folgenden Handlungsbedarf: 

·  Realisierung der Aus- und Weiterbildungsinitiative sowie Bewusstseinsbildung 

·  Umsetzung der E-Government-Projekte 

·  Anerkennung der digitalen Signatur und Bereitstellung der übrigen rechtlichen Rahmenbedin-
gungen für den E-Commerce 

 

3.8.2 Andere Kantone 

IKT an Schulen 

Einige Kantone unternehmen Anstrengungen, die IKT an den Volksschulen zu verbessern. Wie im-
mer in unserer föderalistischen Bildungslandschaft unterscheiden sich die kantonalen Strategien 
stark [Mose01]. Aber auch der Stand der Entwicklung ist sehr unterschiedlich. 

Einen guten Ueberblick über die Situation "Schulen im Netz" in der Schweiz ist unter 
http://www.educa.ch/dokumantation/situation/index.html zu finden. 

Besonders erwähnenswert sind die Projekte NIKT@BAS in Basel, Impulsprogramm IKT in den 
Volksschulen in Neuenburg, Schulprojekt 21 im Kanton Zürich und das Projekt Kits for Kids in der 
Stadt Zürich. 

 

E-Government 

Pilotprojekte zum E-Voting sind gegenwärtig in Genf, Neuenburg und Zürich in Bearbeitung. Sie 
werden im Rahmen der Entwicklung von E-Government auf Bundesebene durchgeführt. Die Feder-
führung liegt bei der Bundeskanzlei. Dabei ist das Genfer Modell am weitesten fortgeschritten. Der 
Bund beteiligt sich zu 80% an den Kosten der Projekte. 

 

Infrastruktur 

Auch Infrastruktur-Förderprojekte werden in einzelnen Kantonen durchgeführt. Nachfolgend zwei 
Beispiele aus einem Bergkanton: 

·  DVB-T Projekt im Obergoms 

·  Internet-Plattform InfoWallis 
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3.8.3 Ausland 

Die EU möchte die Akzeptanz der digitalen Technologien in ganz Europa fördern und dafür sorgen, 
dass alle Europäer die für die Nutzung dieser Technologien erforderlichen Fähigkeiten erwerben. 
Die "neue Oekonomie" wird als entscheidender Motor für Wirtschaftswachstum und Beschäftigung 
verstanden. Zahlreiche Beispiele sind im Bericht [INFR01] im Anhang aufgeführt. Fast alle Förder-
programme lassen sich den vier Teilsystemen (Bevölkerung/Haushalte, Wirtschaft/Unternehmen, 
Bildung/Bildungssystem, Verwaltung/Behörden) zuordnen. 

 

3.9 SWOT-Analyse 

Stärken 

- Generell gutes Aus- und Weiterbildungsangebot 

- Spezielle Aus- und Weiterbildungsangebote im NIKT-Bereich (z.B. IbW, HTW Chur) 

- Führende Tourismusregion 

- Einige vielversprechende NIKT-Keimzellen (Reit,IKT,E-Tower, KMU-Zentrum) 

- Innovativer Kanton 

- Hohe Anschlussqualität und -dichte bei KMU im Bereich Internet 

Schwächen 

- geringe CATV-Penetration 

- NIKT-Branche nur schwach vertreten (nur ca. 2% der Beschäftigten) 

- Brain Drain (z.B. gut ausgebildete NIKT-Ingenieure müssen nach Zürich)  

- Kein Indikatorensystem 

- Verzettelte NIKT-Förderungsaktivitäten (fehlende Strategie) 

- Weitgehend fehlende Integration des Internets in Geschäftsprozesse von KMU inkl. Tourismus 
(Internet als blosses Informationsbereitstellung- und Informationsbeschaffungs-Instrument) 

- Relativ geringe Internet-Verkäufe bei KMU trotz guter Infrastruktur 

- Verhältnismässig geringe Verbreitung des Internets im Gastgewerbe und Bau/Energie-Branche 

- Unterschiedliche, nicht kompatible Reservationssysteme im Tourismus 

- Fehlende Kooperationsbereitschaft in der Tourismusbranche 

Chancen 

- Nähe zu Zürich (insbesondere Rheintal und vorderes Prättigau): "Greater Zurich Area" 

- DVB-T Zusammenarbeit mit SRG SSR (Pionierarbeit) 

- Fördermittel des PPP SiN 

- Entwicklungskonzept für NIKT an Schulen ermöglicht führende Position in Ostschweiz 

- IHG-Gelder und weitere Förderinstrumente (z.B. RegioPlus, InnoTour) 

- Synergien zu CH21 

Gefahren 

- Neue NIKT-Unternehmen lassen sich in andern Kantonen/Ausland nieder 

 

 



 

 

30 

4 NIKT-Strategien  

 

Aus strukturpolitischer Sicht kann Folgendes festgehalten werden [Blei99]: 

·  Die neuen Informations- und Kommunikationstechnologien eröffnen ein Potenzial, um Zentrali-
sierungstendenzen entgegenzuwirken. Die peripheren ländlichen Räume werden im Wettbewerb 
mit andern Teilregionen dieses Potenzial nur durch den Einsatz gezielter strukturpolitischer In-
strumente zu ihrem Vorteil nutzen können. Ohne den Einsatz solcher Instrumente würde die 
Entwicklung an den ländlichen Räumen vorbei laufen. 

·  Strukturpolitische Instrumente sind zugunsten der ländlichen Räume einzusetzen, um sie in die 
Lage zu versetzen, das von ihnen offerierte Preis-Leistungs-Verhältnis positiv zu beeinflussen. 
Das kann auf der Preisseite geschehen durch eine Förderung der Infrastrukturkosten . Auf der 
Leistungsseite bedarf es strukturpolitischer Instrumente vor allem im Bereich der Aus- und Wei-
terbildung , aber auch kompetenter Beratung  bei der Suche nach Marktnischen und spezifi-
scher Nutzanwendungen der neuen Technologien. 

Nach der Situationsanalyse (im Kapitel 3) werden in diesem Kapitel die strategischen Ziele formu-
liert. Ziele sind grundsätzlich wertende Planungsprämissen. Anschliessend werden die eigentlichen 
Strategien entwickelt, um die in der Situationsanalyse aufgezeigten Defizite zu beheben und Stär-
ken zu fördern. Konkrete Massnahmen in Kapitel 5 zeigen, wie die Strategien umgesetzt und die 
Ziele erreicht werden können [Hint80]. 

4.1 Bevölkerung/Haushalte 

4.1.1 Ziele 

Z1:  Flächendeckende, angemessene Infrastruktur 

Die Bereitstellung einer leistungsfähigen, bedürfnisgerechten und finanziell tragbaren Telekommuni-
kationsinfrastruktur soll gefördert werden. 

Jeder Bündnerin und jedem Bündner soll der Zugang zu einem sicheren, breiten Grundangebot an 
regionalen, nationalen und internationalen Radio- und Fernsehprogrammen ermöglicht werden. 

 

Z2: Haushalte bei der Einführung und Nutzung von NI KT unterstützen  

 

4.1.2 Strategien 

S1: Infrastruktur 

Hybridlösung: In stärker besiedelten Regionen CATV-Netze betreiben bzw. aufbauen und in den 
nicht verkabelten Regionen die Radio- und Fernsehversorgung drahtlos mit DVB-T sicherstellen 

Kooperation der Tele-Rätia AG mit der SRG SSR idée suisse intensivieren (z. B. Kooperation mit 
dem Pilotprojekt der SRG SSR idée suisse im Unterengadin) 

Infrastruktur für die Verteilung regionaler Radio- und Fernsehprogramme unterstützen. 

Den Haushalten (und Gemeinden), die weder ADSL- noch CATV-Zugang haben, Möglichkeiten auf-
zeigen, wie sie zu einem breitbandigen Internetzugang kommen (z.B. bidirektionaler Satellitenzu-
gang, Glasfasern in Abwasserkanälen, WLL, PLC). 
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S2: Beratung 

Beratungen und Informationsveranstaltungen durchführen. Diese Aufgabe dem Institut für Informati-
ons- und Kommunikationstechnologien übertragen.  

 

4.2 Wirtschaft/Unternehmen 

4.2.1 KMU 

4.2.1.1 Ziele 

Z3: Einsatz von NIKT in KMU fördern  

 

Z4: Vereinfachung und Beschleunigung der administra tiven Verfahren für KMU im Sinne ei-
nes Guichet virtuel  

4.2.1.2 Strategien 

S3: Infrastruktur 

Den KMU Möglichkeiten aufzeigen, wie sie mit einer NIKT-Infrastruktur Kosten sparen und Wettbe-
werbsvorteile sichern können. 

Aufbau eines Online one-stop shops für KMU in Graubünden: Bei der Formulierung der E-
Governement-Strategie für den Kanton Graubünden gilt es,  gerade der Vereinfachung der administ-
rativen Verfahren für KMU besondere Aufmerksamkeit zu schenken. Abbildung 9 zeigt, welche 
Dienstleistungen der Verwaltung nach Ansicht Internet-nutzender KMU Web-basiert unterstützt wer-
den sollten. Grundsätzlich ist der Bedarf nach Vereinfachung, Beschleunigung und Transparenz von 
Verwaltungsverfahren sehr gross. Da gerade Informationsdienstleistungen für die Automation prä-
destiniert sind, eröffnen sich der Verwaltung viele neue Anwendungsperspektiven.  

 
 

0% 20% 40% 60% 80% 100%

Import/Export

Wirtschaftsförderung

Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz

Vereinfachung der Administration

Mehrwertsteuer

Arbeitsrecht

Sozialversicherungen (z.B. AHV)

Nein Eher nein Weder noch Eher ja Jan = 1560 
 

 Abbildung 9: Welche Dienstleistungen sich KMU im I nternet wünschen 5 

 

                                                
5 Sieber, P. et al.: Einsatz und Nutzung des Internets in kleinen und mittleren Unternehmen in der Schweiz: Von der Einführung 1999 bis 
zur Entwicklung erster geschäftskritischer Anwendungen 2002, Bern 2002, S. 69 
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S4: Beratung 

Die Barrieren der Internetnutzung werden immer unbedeutender, weil bereits fast alle KMU über ei-
nen Internetzugang verfügen. Jetzt rücken die Barrieren der Intensivierung und Hinderungsgründe 
für Investitionen in geschäftskritische Anwendungen in den Vordergrund. Strukturelle Eigenschaften 
von KMU sind nicht die bedeutendsten Einflussfaktoren, wenn es um die Frage des nutzbringenden 
Interneteinsatzes geht. Viel wichtiger sind die Einstellungen der UnternehmerInnen und ihrer Mitar-
beiterInnen sowie die Erfahrung. Dabei wird ein wichtiges Wechselspiel sichtbar: Einerseits rechnen 
selbst KMU mit einem erheblichen Änderungsaufwand, andererseits können sie schlecht vorherse-
hen, wie gross der Nutzen sein wird.  

Die Aufarbeitung von Beispielen in Form von Fallstudien (Erfolgs- und Misserfolgsgeschichten), ge-
zielten Gesprächen in Branchenverbänden und zielorientierten Ergänzungen in der Aus- und Wei-
terbildung können helfen, die Anwendungsmöglichkeiten zu verdeutlichen und die Intensivierung 
des Internets zu fördern. Anbieter von Förderungsleistungen (KMU-Zentrum, IKT), Verbände und 
Anbieter von Internettechnologien können mit diesen Instrumenten helfen, den KMU die Vorausset-
zungen zu schaffen, um mit dem Internet erfolgreich, respektive noch erfolgreicher zu sein. Foren 
wie die jährlich stattfindende PULS-Veranstaltung der Handelskammer und TOP-Veranstaltungen 
des KMU-Zentrums (Lernen von TOP Firmen) sollen gezielt genutzt werden, die Anwendungsmög-
lichkeiten des Internets zu verdeutlichen und Barrieren der Intensivierung abzubauen. 

 

4.2.2 NIKT-Unternehmen 

4.2.2.1 Ziele 

Z5: NIKT-Branche in Graubünden stärken 

 

Z6: Förderung von Neugründungen in der NIKT-Branche  

 

4.2.2.2 Strategien 

S5: Infrastruktur: Förderung des NIKT-Clusters Reit  

Der NIKT-Cluster soll dabei nicht nur Zweckbündnis im Sinne einer virtuellen Unternehmung sein, 
der allein zur unmittelbaren gemeinsamen Projektabwicklung dient. Vielmehr soll der NIKT-Cluster  
die Kompetenzen sämtlicher Anbieter der NIKT-Branche bündeln, um das Wissen und Erfahrungen 
aus den einzelnen Unternehmungen mit solchen anderer Firmen zu vernetzen. Fachkenntnisse, 
Eindrücke und die neuesten Entwicklungen aus Forschung und Technik sind Gegenstand eines re-
gen Austauschs. Dieser immer wieder in Gang gesetzte Prozess des Wissenstransfers und der Zu-
sammenarbeit – auch mit Schulen und Hochschulen – gibt Impulse zu innovativen Konzepten und 
Strategien. Das dadurch freigesetzte Potenzial dient dann auch dem Generieren neuer Aufträge und 
Projekten und gewinnt dadurch Anteil an der Stabilität und Optimierung, sowohl der Einzelunter-
nehmen als auch des Clusters als Gesamtgebilde.  

Konkret soll  sich der Cluster u.a. in folgenden Bereichen besonders engagieren: 

·  Koordination von Aufträgen 

·  Organisation und Durchführung gemeinsamer Messeauftritte 

·  Organisation von IKT-Foren 

·  Durchführung von ERFA-Veranstaltungen 

·  Koordination gemeinsamer Lehrlingsausbildung durch Schaffung eines Lehrlings-Pools 
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Dieses Engagement hat einen eindeutigen Nutzen für den Wirtschaftsstandort Graubünden: 

·  Schaffung von neuen, anspruchsvollen IKT-Arbeitsplätzen.  

·  Verbesserung der Ausbildung, dadurch Multiplikatoreffekt. 

·  Profilierung des Kantons als High-tech Standort (Diversifikation). 

·  Erweiterung des Wirtschaftsspektrums und damit eine breitere Basis für Graubünden als Wirt-
schaftsstandort. 

·  Verhinderung der Abwanderung von qualifizierten Arbeitskräften 

·  Vernetzung der IT-Unternehmungen mit Forschungseinrichtungen, politischen Akteuren in der 
IT-Branche, Verbänden und Bildungsträgern. 

·  Vergrösserung der Anziehungskraft für neue Unternehmungen. 

·  Schaffung von günstigen Ausgangsbedingungen für Neuunternehmer. 
 
 
S6: Infrastruktur und Beratung: Förderung des Entre preneur Towers  (E-Tower) mit dem 
Schwerpunkt IT 
 
Das Regierungsprogramm des Kantons Graubünden verlangt im Ziel 41 eine Förderung der unter-
schiedlichen regionalen Potenziale, die zu einer Diversifikation der Branchenstruktur und somit zu 
einer Erhöhung der wirtschaftlichen Stabilität führen sollen. Als eine Massnahme soll die Förderung 
von Jungunternehmern umgesetzt werden. Im Wirtschaftsleitbild des DIV, das in Zusammenarbeit 
mit den Wirtschaftsvertretern ausgearbeitet wurde, ist die Umsetzung eines Zentrums für Jungun-
ternehmer gefordert (Massnahme 2.16). 

Gegenwärtig ist in Chur ein Zentrum für Jungunternehmer, der Entrepreneur Tower (E-Tower), im 
Aufbau, der im Herbst eröffnet wird. Der Entrepreneur Tower an der Hochschule für Technik und 
Wirtschaft ermöglicht und fördert Unternehmensgründungen. Im E-Tower finden Start-up Unterneh-
mungen die nötige Unterstützung in einem dynamischen Umfeld. Dazu gehört eine vollständige Inf-
rastruktur, ein einzigartiges Netzwerk und auf die Gründungsrealität abgestimmte Dienstleistungen 
zu vorteilhaften Bedingungen. Als ein wesentlicher Schwerpunkt wurden Gründungen von NIKT-
Unternehmen definiert. 

 

Mit dem E-Tower mit Standort in Chur werden folgende Zielsetzungen verfolgt: 

·  Förderung von Neugründungen  

·  Erhöhung der Überlebens- und Erfolgschancen von neuen Unternehmungen durch Unterstüt-
zung im Bereich Serviceeinrichtungen, Infrastruktur und Beratung. 

·  Förderung innovativer Technologien, Produkte und Dienstleistungen sowie des Wissens- und 
Technologietransfers. 

·  Förderung des Unternehmergeistes in der Öffentlichkeit und in den Schulen. 

 

Zur Stärkung des Standorts Chur und zur Schaffung eines Mehrwertes für die Jungunternehmer und 
die Jungunternehmerinnen des Entrepreneur Towers ist eine Zusammenarbeit mit dem Swiss Eco-
nomic Forum vorgesehen. Geplant ist ein gesamtschweizerisches Netzwerk von E-Towern, das den 
Start-up Unternehmungen in Chur eine über die Region hinausgehende Zusammenarbeit und Kos-
teneinsparungen ermöglicht. 
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4.2.3 Tourismus 

4.2.3.1 Ziel 

Z7: NIKT-Projekte im Tourismus fördern 

4.2.3.2 Strategie 

S7: Beratung 

Das Institut für Tourismus und Freizeit (ITF) berät in Zusammenarbeit mit dem Institut für Informati-
ons- und Kommunikationstechnologien (IKT) Tourismusunternehmen in Fragen des NIKT-
Einsatzes. 

Mit KTI-, RegioPlus, Interreg- und anderen Projekten den Einsatz von NIKT im Tourismus fördern. 

 

4.3 Bildungssystem/Bildung 

4.3.1 Ziele 

Z8:  Internetzugang für Volksschulen unterstützen 

Die Internetzugangstechnologie ist den Schulträgern der verschiedenen Schulstufen des Kantons 
kostengünstig anzubieten. Wo die nationalen Projekte (PPP-SiN) nicht anwendbar sind, ist der In-
ternetzugang der Schulen durch kantonale Fördermassnahmen zu unterstützen.  

Auf der Basis lokal angepasster Konzepte ist jede Schule Graubündens innert 5 Jahren stufenge-
recht mit Internetzugang auszurüsten. 

Z9: Volksschul-NIKT-Infrastruktur ausbauen  

Jede Schule Graubündens ist innert 5 Jahren gemäss einem lokal angepassten Ausrüstungskon-
zept mit der stufengerechten IKT-Infrastruktur auszurüsten, welche die Umsetzung der in den Lehr-
plänen bzw. Richtlinien für die IKT-Nutzung formulierten Ziele ermöglicht. 

Z10: Technische Unterstützung für Volksschulen biet en 

Die technische Unterstützung für die Volksschulen ist zu professionalisieren, d.h. es sind personelle 
und finanzielle Ressourcen für Planung, Unterhalt und Wartung zur Verfügung zu stellen. 

Z11: Bildungsinhalte an Volksschulen fördern 

Für den Einsatz von IKT im Unterricht der Volksschule sind Richtlinien festzulegen bzw. bestehende 
Lehrpläne zu überprüfen. Ein kantonales Kompetenzzentrum evaluiert neu erscheinende Lernsoft-
ware, Unterrichtshilfen sowie Lehrmaterialien und gibt Empfehlungen für deren Einsatz im Unterricht 
ab. Das Kompetenzzentrum kann Aufträge zur Entwicklung oder Anpassung von Lernsoftware ent-
gegennehmen, berät Schulen beim Einsatz von Bildungssoftware, leistet Unterstützung beim Ein-
satz von E-Learning und fördert die Bereitstellung von Dienstleistungen und Bildungsinhalten im In-
ternet. 
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Z12: Aus- und Weiterbildung der Lehrkräfte fördern 

Die obligatorische Aus- und Weiterbildung der Lehrkräfte erfolgt nach einem kantonalen, nach 
Schulstufe differenzierten Kurskonzept mit Prioritäten, wobei technische und pädagogisch-
didaktische Lerninhalte gleichermassen zu vermitteln sind. Die Kurse können am kantonalen Kom-
petenzzentrum angeboten werden. Ausserkantonale und staatliche Ausbildungskonzepte werden 
evaluiert und allenfalls eingebunden. Die interkantonale Zusammenarbeit im Bereich Aus- und Wei-
terbildung wird gefördert. 

 

4.3.2 Strategien 

S8: Infrastruktur 

In Zusammenarbeit mir den PPP-SiN-Partnern sämtliche Schulen des Kantons mit NIKT-
Infrastruktur ausrüsten und kantonale Fördermittel bereitstellen. 

 

S9: Beratung 

Ein kantonales Kompetenzzentrum für NIKT-Nutzung an Schulen aufbauen. 

 

S10: Aus- und Weiterbildung 

In Kooperation mit andern Kantonen NIKT-Aus- und Weiterbildungskurse für Lehrkräfte initiieren.  

  

4.4 Politik/Verwaltung 

4.4.1 Ziele  

Z13: Verwaltungsaufgaben mit NIKT unterstützen 

Wesentliche Prozesse und Interaktion zwischen Bürgern und Behörden online ermöglichen. 

 

Z14: NIKT-Beratung für Gemeinden  

 

Z15: Zusammenarbeit der Gemeinden im NIKT-Bereich w irksam fördern 

 

Z16: Anerkennung der digitalen Signatur  
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4.4.2 Strategie 

S11: Infrastruktur 

Im Regierunsbeschluss vom 16.5.2000 wurde die Standeskanzlei beauftragt, für den Kanton Grau-
bünden eine Strategie für die Einführung von E-Government zu entwickeln. 

Da für diese Strategie das Projekt Guichet Virtuel des Bundes eine wesentliche Rolle spielt, hat die 
Standeskanzlei die Festlegung der Inhalte von http://www.ch.ch und die Definition der erforderlichen 
technischen Voraussetzungen für den Betrieb der Plattform abgewartet. Seit März 2002 beschäftigt 
sich eine Projektgruppe unter der Leitung des Standeskanzlei mit der Entwicklung einer E-
Government-Strategie für den Kanton Graubünden. 

Bis Ende September 2002 soll eine Gesamstrategie entwickelt werden, die über Guichet virtuel hin-
aus aufzeigt, in welchen Bereichen, mit welchen Mitteln und Prioritäten der Kanton Graubünden sei-
ne elektronischen Dienstleistungen gestalten will.  

Aufgrund dieses Sachverhaltes werden im Rahmen der Entwicklung einer NIKT-Gesamtstrategie 
auf weitere detaillierte Ausführungen verzichtet. Das  Projektteam wird das Departement des Innern 
über die E-Government-Strategie im Herbst 2002 informieren. 
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5 Massnahmen zur Umsetzung der Strategie 

In diesem Kapitel werden konkrete Massnahmen zur Erreichung der in Kapitel 4 formulierten Ziele 
und zur Umsetzung der dazu notwendigen Strategien empfohlen.  

  

5.1 Bereichsübergreifende Massnahmen 

Massnahme 1 

Leistungsauftrag für das Institut für Informations- und Kommunikationstechnologien (IKT) für NIKT-
Beratungen zugunsten von Haushalten, Gemeinden und KMUs formulieren. 

Das IKT soll die Kontaktstelle des Kantons für NIKT-Fragen werden (z.B. auch für Netzanbieter). 

Betroffene Ziele: Z2, Z3, Z14 

Betroffene Strategien: S1, S2, S3, (S11) 

Verantwortlich: DIV/EKUD mit HTW Chur 

 

Massnahme 2 

Kantonales NIKT-Indikatorensystem/Barometer erstellen. Damit werden die Fortschritte in der Um-
setzung der NIKT-Gesamtstrategie erfasst und dargestellt.  

Betroffene Ziele: alle 

Betroffene Strategien : alle 

Verantwortlich: DIV mit HTW Chur 

 

5.2 Bevölkerung/Haushalte 

Massnahme 3 

Arbeitsgruppe einsetzen, die eine Strategie der Tele-Rätia AG und der NetCom Graubünden AG - 
basierend auf CATV und DVB-T - entwickelt. 

Betroffenes Ziel: Z1 

Betroffene Strategie: S1 

Verantwortlich: DIV   

 

Massnahme 4 

NIKT-Informationsveranstaltungen durchführen (z.B. an der HTW Chur oder an Messen) 

Diese Massnahme ist teilweise schon umgesetzt (z.B. Digital02 an HIGA 2002), soll aber laufend er-
folgen.  

Betroffenes Ziel: Z2 

Betroffene Strategien: S1, S2 

Verantwortlich: DIV 
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Massnahme 5 

Die Bedeutung regionaler Programme ist allgemein anerkannt. Das neue RTVG sieht mit einem 
Gebührensplitting auch Beiträge für regionale Radio- und Fernsehprogramme vor. Das RTVG dürfte 
allerdings erst 2004 in Kraft treten.  

Förderkonzept für regionale Radio- und Fernsehprogramme ausarbeiten (z.B. Unterstützungsbeiträ-
ge bis neues RTVG in Kraft) 

Betroffenes Ziel: Z1 

Betroffene Strategie: S1 

Verantwortlich: DIV   

 

5.3 Wirtschaft/Unternehmen 

Massnahme 6 

Den E-Tower aufbauen und betreiben gemäss Leistungsauftrag (RB vom 5.12.2001) 

Betroffenes Ziel: Z5, Z6 

Betroffene Strategie: S6 

Verantwortlich: DIV (Wirtschaftsförderung) 

 

Massnahme 7 

Kompetenzbündelung durch NIKT-Cluster (Reit), Leistungsauftrag formulieren 

Betroffenes Ziel: Z5 

Betroffene Strategie: S5 

Verantwortlich: DIV (Wirtschaftsförderung) 

 

Massnahme 8 

Betriebswirtschaftliche Erstberatung durch KMU-Zentrum, Leistungsauftrag erneuern 

Betroffenes Ziel: Z3, Z5, Z6 

Betroffene Strategie: S4 

Verantwortlich: DIV (Wirtschaftsförderung) 

 

Massnahme 9 

TOP-Veranstaltungen des KMU-Zentrums mit Schwerpunkt erfolgreiche NIKT-Anwendungen in den 
nächsten zwei Jahren durchführen (Teil des Leistungsauftrages). 

NIKT-Informationsveranstaltungen durch IKT und KMU-Zentrum in Zusammenarbeit mit Verbänden 
und Fachorganisationen durchführen. 

Betroffenes Ziel: Z3 

Betroffene Strategie: S4 

Verantwortlich: DIV (Wirtschaftsförderung) 
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Massnahme 10 

CONNECT-Veranstaltungen des ITF mit Schwergewicht erfolgreiche NIKT-Anwendungen (Teil des 
Leistungsauftrages) durchführen. 

Betroffenes Ziel: Z7 

Betroffene Strategie: S7 

Verantwortlich: DIV (Wirtschaftsförderung) 

 

Massnahme 11 

Erarbeitung eines Konzepts für ein Online one-stop Shop für KMU in Graubünden 

Betroffenes Ziel: Z4 

Betroffene Strategie: S3 

Verantwortlich: DIV (Wirtschaftsförderung) und Standeskanzlei 

 

Massnahme 12 

Eine PR-Kampagne im Raume Süddeutschland und ev. Zürich soll NIKT-Unternehmen Anreize bie-
ten, sich in Graubünden anzusiedeln (als Muster- oder Referenzbeispiel kann i-te.ch genommen 
werden). 

Betroffenes Ziel: Z6 

Betroffene Strategie: S6 

Verantwortlich: DIV (Wirtschaftsförderung) 

 

5.4 Bildungssystem/Bildung 

Massnahme 13 

Schaffung eines kantonalen Koordinations- und Kompetenzzentrums EDICT@GR6 als Ansprech-
partner und Beratungsstelle für pädagogisch-didaktische und technische Fragen (professionelle Be-
gleitstruktur) zum IKT-Einsatz an Schulen. Das Kompetenzzentrum koordiniert die regionalen und 
nationalen Aktivitäten (z.B. SaI, AMBICT, PPP-SiN-Projekte, Schweizerischer Bildungsserver). Es 
arbeitet mit den regionalen (z. B. KOMI, Lehrerweiterbildung) und nationalen Institutionen (z. B. 
SFIB) zusammen. 

Betroffene Ziele: Z8, Z9, Z10, Z11, Z12 

Betroffene Strategien: S8, S9, S10 

Verantwortlich: EKUD mit PFH Graubünden und HTW Chur 
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Massnahme 14 

Förderung von innovativen ICT-Projekten an Schulen: Schaffung eines kantonalen Impulspro-
gramms, das Fördermittel bereitstellt (z. B. für ein regionales Bildungsnetz unter Einbezug der loka-
len Internet Service Provider, für das Erstellen von Bildungsinhalten, für E-Learning-Projekte).  

Betroffene Ziele: Z11, Z12 

Betroffene Strategien: S9, S10 

Verantwortlich: EKUD mit kantonalem Koordinations- und Kompetenzzentrum 

 

Massnahme 15 

Aus- und Weiterbildung: Verbindliche Richtlinien zu den Lehrplänen an der PFH und in den Volks-
schulen für die Anwendung von ICT in der Schule (“use ICT to learn“). Aus- und Weiterbildungsan-
gebote für Lehrpersonen in Absprache mit der bestehenden Lehrerweiterbildung durch das Kompe-
tenzzentrum EDICT@GR. Ausbildung der Ausbildner durch das EDICT@GR und Partnern. 

Betroffenes Ziel: Z12 

Betroffene Strategie: S10 

Verantwortlich: EKUD mit PFH Graubünden und kantonalem Kompetenzzentrum 

 

Massnahme 16 

Internetzugang und Schulinfrastruktur: abklären, in welchem Umfang die Infrastruktur an Volksschu-
len kantonal unterstützt werden und Lösungen erarbeiten 

Betroffene Ziele: Z8, Z9 

Betroffene Strategie: S8 

Verantwortlich: EKUD mit kantonalem Koordinations- und Kompetenzzentrum 

 

 

5.5 Politik/Verwaltung 

 

Massnahme 17 

Arbeitsgruppe E-Government einsetzen, die eine E-Government-Strategie für den Kanton Graubün-
den ausarbeitet und ein Umsetzungskonzept für das Projekt Guichet virtuel vorschlägt. 

Ein RB liegt vom 16.5.2000 dazu liegt vor, eine Projektgruppe hat im März 2002 die Arbeit aufge-
nommen und wird bis Ende September 2002 eine E-Government-Strategie entwickeln. 

Betroffene Ziele: Z13, Z15, Z16, Z4 

Betroffene Strategie: S11, S3 

Verantwortlich: Standeskanzlei 
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Massnahme 18 

Guichet Virtuel: Information und Instruktion sämtlicher Bündner Gemeinden, kantonalen Amtsstellen 
und Gerichte über die durchzuführende Verlinkung ihrer Website mit www.ch.ch 

Sofortmassnahme im Sommer und Herbst 2002 

Betroffenes Ziel: Z13, Z14 

Betroffene Strategie: S11 

Verantwortlich: Standeskanzlei 

 

Massnahme 19 

Internetpräsenz der Gemeinden: Ueberzeugung der Bündner Gemeinden, die keine eigene Website 
haben und auch keine planen, vom Minihosting-Angebot des Bundes zu profitieren, damit am Ende 
Jahr 2002 jede Gemeinde im Internet vertreten ist. 

Sofortmassnahme im Sommer 2002 

Betroffenes Ziel: Z13, Z14 

Betroffene Strategie: S11 

Verantwortlich: Standeskanzlei 
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6 Fazit 

Wir erleben einen Paradigmenwechsel. Waren bisher Grundbesitz, Arbeit und Kapital in Verbindung 
mit Rohstoffen und Energie Schlüsselfaktoren für den wirtschaftlichen Erfolg und die politische 
Macht in der Industriegesellschaft, so sind in Zukunft Know-how, Information, technische Kommuni-
kationsinfrastrukturen sowie Flexibilität und Geschwindigkeit entscheidend für den Erfolg in der In-
formationsgesellschaft [Gerh99] [Ster01]. Das Angebot an Telekommunikations- und insbesondere 
Internet-Dienstleistungen ist in den letzten Jahren zu einem zentralen Standortfaktor geworden. Die 
so genannten neuen Informations- und Kommunikationstechnologien (NIKT) spielen für die künftige 
Entwicklung der Wirtschaft, des Bildungssystems, der Verwaltung und der Haushalte eine wichtige 
Rolle. So wird die Prosperität von Berg- und Randregionen massgeblich davon abhängen, wie gut 
sich der Strukturwandel zur Informationsgesellschaft bewerkstelligen lässt [Regi00]. 

Aufgabe des Kantons ist es, ein optimales Umfeld für die verstärkte Nutzung der neuen Informati-
ons- und Kommunikationstechnologien zu bieten. Er muss dazu seine strukturpolitischen Instrumen-
te einsetzen, die im wesentlichen die folgenden drei sind [Blei99]: 

·  Den Ausbau der Infrastrukturen fördern 

·  Aus- und Weiterbildung fördern 

·  Kompetente Beratung sicherstellen 

Die vorliegende Gesamstrategie überträgt diese drei Instrumente auf die vier Teilsysteme eines 
Kantons (vgl. Kapitel 3.1 Systembildung) 

·  Bevölkerung/Haushalte 

·  Wirtschaft/Unternehmen 

·  Bildung/Bildungssystem 

·  Politik/Verwaltung 

und formuliert eine Reihe von Zielen (Z1 - Z16) und damit verbundenen Strategien (S1 - S11) (siehe 
Kapitel 4). Die Umsetzung der Strategien erfolgt anhand von 19 vorgeschlagenen, konkreten Mass-
nahmen (Kapitel 5). 

Die dringendsten Handlungsfelder sind: 

·  Umsetzung des PPP-SiN-Projekts   (NIKT an Volksschulen) 

·  Bedürfnisgerechte Telekommunikationsinfrastruktur m it Hybridlösung CATV/DVB-T  (unter 
Einbezug der Tele-Rätia AG/NetCom Graubünden AG in Zusammenarbeit mit der SRG SSR i-
dée suisse) 

·  NIKT-Beratungszentrum  (IKT/Telecomlabor) für KMU, Gemeinden, Haushalte 

·  Wirtschaftsförderung: Neuansiedlung  von NIKT-Unternehmen 

·  Strategieentwicklung für eine moderne, NIKT-unterstützte Verwaltung (E-Government ) 

 

Die erarbeiteten Ziele sind im wesentlichen konform zum Wirtschaftsleitbild Graubünden [DIV98], 
jedoch detaillierter ausgearbeitet.  

Im 3. Bericht der Koordinationsgruppe Informationsgesellschaft (KIG) an den Bundesrat, wird fest-
gestellt [KIG01, S. 30], dass von wenigen Ausnahmen abgesehen, bei den Kantonen Gesamtstrate-
gien zur Informationsgesellschaft und dem Einsatz von NIKT fast gänzlich fehlen. 

Mit diesem Bericht sollte dieses Defizit behoben worden sein und der Kanton Graubünden gehört 
damit zu den ersten, die über eine solche NIKT-Gesamtstrategie verfügt. 
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8 Abkürzungsverzeichnis 

 

ADSL  Asymmetric Digital Subscriber Line 

AfI  Amt für Informatik (des Kantons Graubünden) 

BAKOM Bundesamt für Kommunikation 

BFS  Bundesamt für Statistik 

CATV  Community Antenna Tele-Vision 

CCNA  Cisco Certified Network Associate 

CDMA  Code Divison Multiple Access 

DIV  Departement des Innern und der Volkswirtschaft des Kantons Graubünden 

DOCSIS Data over Cable Service Interface Specification 

DVB-T  Digital Video Broadcast - Terrestrisch 

DVB-S  Digital Video Broadcasr - Satellit 

EKUD  Erziehungs-, Kultur- und Umwelt-Departement 

EW  Elektrizitätswerk 

FDV  Fernmeldedienstverordnung 

FMG  Fernmeldegesetz 

GPRS  General Packet Radio System 

GSM  Global System for Mobile Communications 

HTW  Hochschule für Technik und Wirtschaft Chur 

IbW  Institut für betriebliche Weiterbildung 

ICT  Information and Communication Technologies 

IHG  Investitionshilfegesetz 

IKT  Institut für Informations- und Kommunikationstechnologien 

ISDN  Integrated Services Digital Network 

ISP  Internet Service Provider 

ITF  Institut für Tourismus und Freizeit 

KMU  Kleinere und mittlere Unternehmen 

LAN  Local Area Network 

NIKT  Neue Informations- und Kommunikationstechnologien 

PC  Personal Computer 

PFH  Pädagogische Fachhochschule Graubünden 

POTS  Plain Old Telephone System 

PPP  Public Private Partnership 

RhB  Rhätische Bahn 

RTVG  Radio- und Fernsehgesetz 

SaI  Schulen ans Internet 

SFIB  Schweizerische Fachstelle für Informationstechnologien im Bildungswesen 
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SIBP  Schweizerisches Institut für Berufspädagogik 

SiN  Schulen im Netz 

SWOT  Strenght, Weakness, Opportunity, Threat 

  Zu deutsch: Stärken/Schwächen/Chancen/Gefahren-Analyse 

TCO  Total Cost of Ownership 

UMTS  Universal Mobile Telecommunications System 

UTRA  UMTS Terrestrial Radio Access 

VDA  Virtual Destination Application 

VDSL  Very High Speed Digital Subscriber Line 

VoD  Video on Demand 

WAN  Wide Area Network 

WLAN  Wireless Local Area Network 

WLL  Wireless Local Loop 

WWW  World Wide Web 

ZVM  Zentrum für Verwaltungs-Management 

 

 


